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1 Überblick
1. Mit dem hier vorgelegten Umsetzungs- und Fort-
schrittsbericht informiert die Bundesregierung die Euro-
päische Union, die gesetzgebenden Körperschaften in
Deutschland sowie die europäische und deutsche Öffent-
lichkeit über wichtige Vorhaben, die seit Präsentation des
Nationalen Reformprogramms (NRP) 2005 auf den Weg
gebracht und zum Teil mittlerweile durch den Gesetzge-
ber umgesetzt wurden. Zum Teil ergänzt und konkretisiert
er das NRP 2005, das im vergangenen Jahr in der Über-
gangsphase der Regierungsbildung entstanden ist.

2. Im NRP 2005 hat die Bundesregierung sechs Priori-
täten für den Zeitraum 2005 bis 2008 formuliert: im Mit-
telpunkt steht der Ausbau der Wissensgesellschaft als
zentrale Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit moder-
ner Gesellschaften, für Teilhabe und soziale Gerechtig-
keit. Hinzu kommen die wettbewerbsfähige Gestaltung
der Märkte und die weitere Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für unternehmerische Tätigkeit durch den Ab-
bau von Hemmnissen für private Initiative, die Stärkung
einer wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruktur und die
Unterstützung des Mittelstands. Im Sinne des Dreiklangs
„Sanieren – Reformieren – Investieren“, mit dem die
Politik für die laufende Legislaturperiode charakterisiert
ist, legt die Bundesregierung Wert auf die nachhaltige
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen, die Sicherung
der wirtschaftlichen Stabilität und die Wahrung der sozia-
len Sicherheit. Ökologische Innovationen sollen verstärkt
genutzt werden, denn sie verbinden den Schutz der
Umwelt mit langfristigen Kostensenkungen und Effi-
zienzsteigerungen. Kernpriorität ist und bleibt dabei die
Ausrichtung der Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarkt-
politik auf mehr Beschäftigung. 

Die Bundesregierung begrüßt die Schwerpunktsetzung
des Europäischen Rates im März 2006. Die sechs Prio-
ritäten im NRP 2005 decken weitgehend die vier Ak-
tionsfelder ab, die der Europäische Rat im März 2006 als
„vorrangige Maßnahmen“ identifiziert hat: (i) mehr In-
vestitionen in Wissen und Innovationen (Kapitel 3.1), (ii)
Erschließung des Unternehmenspotenzials, insbesondere
von kleinen und mittleren Unternehmen (Kapitel 3.2 und
3.3), (iii) die Schaffung von mehr Beschäftigungsmög-
lichkeiten für prioritäre Bevölkerungsgruppen (Kapitel 4)
und (iv) eine „Energiepolitik für Europa“ (Kapitel 3.3.7
und 3.4). Die Inhalte der deutschen Reformpolitik für
Wachstum und Beschäftigung stehen damit voll im Ein-
klang mit der europäischen Strategie. Auf die Stellung-
nahme der Europäischen Kommission im Frühjahrsbe-
richt 2006 zum deutschen NRP wird in diesem
Umsetzungs- und Fortschrittsbericht in den entsprechen-
den Abschnitten eingegangen.

3. Mit dem NRP 2005 konzentriert sich die Bundes-
regierung auf zentrale Handlungsfelder, die sich für
Wachstum und Beschäftigung unter den Bedingungen der
Globalisierung, aus dem demografischen Wandel der Ge-
sellschaft und dem Übergang zur Dienstleistungs- und
Wissensgesellschaft ergeben. Die nationale Reform-
agenda ist darauf ausgerichtet, die Wachstumskräfte
durch mehr Arbeit, mehr Investitionen und eine höhere

Produktivitätsdynamik zu stärken. Der Aufbau Ost hat da-
bei für die Bundesregierung weiterhin hohe Priorität. Ob-
wohl die Maßnahmen konkret auf die spezifischen nationa-
len Bedingungen ausgerichtet sind, leistet Deutschland
damit zugleich einen wichtigen Beitrag zur Lissabon-Stra-
tegie der Europäischen Union. Seit der Einführung des
Euro werden wichtige Rahmendaten für die wirtschaftliche
Entwicklung nicht mehr allein national, sondern zuneh-
mend durch die anderen Mitgliedstaaten und die europäi-
sche Ebene bestimmt. Günstige gesamtwirtschaftliche
Rahmenbedingungen sind ein entscheidender Faktor, um
aus Strukturreformen den vollen Nutzen für Wachstum
und Beschäftigung zu ziehen und das höhere Produk-
tionspotenzial auch auszulasten. Dies betrifft sowohl das
spannungsfreie Zusammenwirken zwischen den makro-
ökonomischen Politikbereichen untereinander als auch
ihre Verzahnung mit den Strukturreformen auf Güter-,
Dienstleistungs- und Arbeitsmärkten. Umgekehrt erhö-
hen erfolgreiche Strukturreformen auf allen Märkten den
Wirkungsgrad makroökonomischer Impulse und stärken
die Widerstandskraft gegen externe Störungen. Eine
wachstums- und stabilitätsorientierte Politik in allen Län-
dern, insbesondere im Euroraum, ist deshalb für die wirt-
schaftliche Dynamik in der Gemeinschaft essenziell. 

4. Auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene steht im Vor-
dergrund, die öffentlichen Finanzen wieder auf eine trag-
fähige Grundlage zu stellen (vgl. Abschnitt 2.2.1). Damit
sollen die Stabilitätsziele der EU und die Defizitgrenzen
des Artikel 115 des Grundgesetzes erfüllt werden. Lang-
fristig tragfähige Staatsfinanzen werden gemeinsam mit
den übrigen Reformmaßnahmen dazu beitragen, das Ver-
trauen von Investoren und Konsumenten in eine zukunfts-
fähige Wirtschaftspolitik weiter zu festigen.

5. Bei der Haushaltskonsolidierung wird der Konsoli-
dierungsfortschritt überwiegend von Kürzungen auf der
Ausgabenseite und dem – einer Ausgabenkürzung äqui-
valenten – Abbau von Steuervergünstigungen und steuer-
lichen Sonderregelungen getragen. Wichtige Maßnahmen
zum Abbau von Subventionen und steuerlichen Sonderre-
gelungen wurden umgesetzt, so z.B. die Abschaffung der
Eigenheimzulage. Dennoch kann auf die Erhöhung der
Umsatzsteuer nicht verzichtet werden. Sie trägt nicht nur
zur Haushaltskonsolidierung bei, sondern ermöglicht
auch, die Arbeitskosten in Deutschland zu entlasten. Um
auch kurzfristig Impulse für Investitionen und eine dauer-
haft stärkere wirtschaftliche Dynamik zu schaffen, hat die
Bundesregierung Anfang des Jahres 2006 ein Wachstum-
sprogramm in Höhe von 25 Mrd. Euro beschlossen.
Hinzu kommen rund 12 Mrd. Euro der Länder und Ge-
meinden. Grundsätzliche Weichenstellungen für eine
nachhaltige Reform der Alterssicherung sind bereits mit
den Rentenreformen in den vergangenen Jahren und dem
Aufbau einer kapitalgedeckten Altersvorsorge einge-
schlagen worden. Einen wichtigen Beitrag zur Sicherung
der Rentenfinanzen und damit zur Nachhaltigkeit der öf-
fentlichen Finanzen vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels stellt die vom Kabinett beschlossene
schrittweise Anhebung des Renteneintrittsalters auf
67 Jahre dar (vgl. Abschnitt 2.2.3).
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6. Deutschland hat ein modernes und leistungsfähiges
Gesundheitswesen, das allen Bürgerinnen und Bürgern
den Zugang zu einer hochwertigen Gesundheitsversor-
gung und zugleich rund 4 Mio. Arbeitsplätze bietet. An-
gesichts großer Herausforderungen, nicht zuletzt des de-
mografischen Wandels und des technisch-medizinischen
Fortschritts, muss das Gesundheitswesen ständig weiter
entwickelt werden. Reformen müssen aber dem Span-
nungsverhältnis zwischen den Anforderungen einer dyna-
mischen und innovativen Wachstumsbranche und not-
wendiger Ausgabensteuerung Rechnung tragen. Zu den
wichtigen, im Hinblick auf Demografie und Belastbarkeit
der sozialen Sicherungssysteme unabdingbaren Vorhaben
zählt daher die Reform des Gesundheitswesens. Hierzu
wird im Herbst 2006 ein Gesetzentwurf erarbeitet, dessen
vorgesehene Maßnahmen neben einer nachhaltigen Fi-
nanzierung, verbunden mit einer Lockerung der Abhän-
gigkeit der Finanzierung vom Faktor Arbeit, vor allem
Wirtschaftlichkeit und Wettbewerb im Gesundheitswesen
fördern sollen (vgl. Abschnitt 2.2.4).

7. Ein wesentliches Element des von der Bundesregie-
rung und den Ländern gemeinsam betriebenen Erneue-
rungsprozesses ist die Reform des föderalen Systems der
Bundesrepublik Deutschland (vgl. Abschnitt 2.4). Die
grundlegende Reform der föderalen Strukturen wird dazu
beitragen, dass die Zuordnung von Verantwortung und
Entscheidungsgewalt auf den föderalen Ebenen effizien-
ter und transparenter wird. Damit werden die Vorteile
föderaler Strukturen gestärkt und deren Schwächen abge-
baut. Insbesondere werden die Handlungs- und Reform-
fähigkeit auf allen staatlichen Ebenen ausgebaut, die
Verantwortlichkeiten klar benannt und viele Gesetzge-
bungsprozesse beschleunigt. Die Reform soll es auch er-
möglichen, im nächsten Schritt die föderalen Finanzbe-
ziehungen anzugehen.

8. Deutschland ist ein zentraler Standort für Forschung
und Entwicklung mit einem hohen Wissens- und Ausbil-
dungsstand. Die deutsche Wirtschaft lebt von ihren Tech-
nologieprodukten und innovativen Dienstleistungen. Im
Mittelpunkt der von der Bundesregierung im NRP 2005
gesetzten sechs Prioritäten steht daher der Ausbau der
Wissensgesellschaft. Ein wichtiger Faktor beim Über-
gang zu einer wissens- und technologiebasierten Wirt-
schaft ist – neben der Förderung von Forschung und Ent-
wicklung – insbesondere das Qualifikationsniveau der
Arbeitskräfte in Deutschland. Dabei gilt das besondere
Augenmerk dem betrieblichen Ausbildungssystem. Die
Bundesregierung investiert in dieser Legislaturperiode
zusätzlich 6 Mrd. Euro in Forschung und Entwicklung
und leistet damit ihren Beitrag zur Erreichung des
3 Prozent-Ziels. Um den Weg zwischen Ideen und Inno-
vation zu verkürzen, hat die Bundesregierung eine High-
Tech-Strategie erarbeitet, mit der die Förderung von For-
schung und Entwicklung sowie die Gestaltung innovati-
onsfreundlicher Rahmenbedingungen zu einer Innova-
tionspolitik aus einem Guss verbunden werden (vgl.
Abschnitt 3.1).

9. Der gemeinsame europäische Binnenmarkt eröffnet
große Chancen für Wachstum und Beschäftigung in

Deutschland. Die Bundesregierung will deshalb aktiv
dazu beitragen, die Maßnahmen zur Vollendung des Bin-
nenmarktes voranzutreiben. Dazu gehören zum Beispiel
die vollständige Liberalisierung des europäischen Mark-
tes für Postdienstleistungen, die Überarbeitung des
Rechtsrahmens für Telekommunikation, die Umsetzung
des Aktionsplans für Finanzdienstleistungen oder die Ver-
einheitlichung der Bemessungsgrundlage für die Unter-
nehmensbesteuerung (vgl. Abschnitt 3.2). Bei der Öff-
nung der netzgebundenen Märkte ist es aus deutscher
Perspektive notwendig die richtige Balance zwischen
Dienstleistungswettbewerb und der Diffusion von Inno-
vationen zu finden. Infrastruktur und Netze sind dort zu
öffnen, wo es für einen intensiveren Wettbewerb zu
Gunsten der Kunden erforderlich ist. Gleichzeitig müssen
Anreize für Investitionen in neue Infrastrukturbereiche
erhalten bleiben, damit sich neue Technologien ausbrei-
ten können. Um im Wettbewerb globalisierter Märkte be-
stehen zu können, muss Deutschland weiterhin auf
wachstumsorientierte Märkte setzen und deren Potenzial
ausschöpfen. Die Industrie ist dabei das Rückgrat der
deutschen Wirtschaft. Das verarbeitende Gewerbe ist eine
wichtige Quelle für Produkt- und Prozessinnovationen.
Zugleich werden hier bedeutende Teile der Wertschöp-
fung, also Gewinne und Arbeitseinkommen, erzielt. Fle-
xibilität und vor allem auch Mobilität sind eine wesentli-
che Voraussetzung für wirtschaftlichen Aufschwung.
Wirtschaftswachstum und ein Zuwachs an Beschäftigung
sind ohne Mobilität von Menschen, Gütern und Dienst-
leistungen nicht vorstellbar. Daher kommt einer leis-
tungsfähigen Verkehrsinfrastruktur besondere Bedeutung
zu. Zugleich zählen Verkehrswirtschaft und Verkehrsin-
dustrie zu den innovativen Wirtschaftsbereichen Deutsch-
lands. Wachstumsorientierte Märkte sowie die Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie stehen dabei im Blickfeld
der Wirtschaftspolitik in Deutschland.

10. Wachstum braucht Unternehmerinnen und Unter-
nehmer mit Kreativität, Visionen und der Fähigkeit, ihre
Ideen in Produkte, Prozesse und Dienstleistungen am
Markt umzusetzen. Wachstum braucht Unternehmens-
gründungen und Investitionen. Ziel der Bundesregierung
ist es daher, ein günstiges Klima für unternehmerische
Tätigkeit zu schaffen (vgl. Abschnitt 3.3). Für ein positi-
ves Unternehmensumfeld sollten staatliches Handeln effi-
zient ausgestaltet und bürokratische Hemmnisse beseitigt
werden, ohne Arbeitnehmerbelange oder Umwelt- und
Verbraucherschutz zu vernachlässigen. Gerade kleine und
mittelständische Unternehmen profitieren in besonderem
Maße vom Bürokratieabbau. Deshalb wurden bereits in
den ersten Monaten der laufenden Legislaturperiode we-
sentliche Schritte eingeleitet, um ein wirtschaftlich güns-
tiges Umfeld für die mittelständischen Unternehmen in
Handwerk, Handel, Industrie, Dienstleistungen und den
Freien Berufen zu schaffen. Die Bundesregierung hat ne-
ben einem Gesetz zur Entlastung des Mittelstands von bü-
rokratischen Hemmnissen das Standardkosten-Modell
eingeführt und wird einen Normenkontrollrat zur Prüfung
der durch bestehende und neue Regelungen verursachten
Bürokratiekosten einrichten. Darüber hinaus wurden die
Innovations- und Technologieförderung für den Mittel-
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stand verbessert und eine Mittelstandsinitiative beschlos-
sen, die unter anderem Maßnahmen zur Verbesserung der
Finanzierungssituation mittelständischer Unternehmen
enthält. Auch bei den Unternehmensteuern werden die
Unternehmen weiter entlastet. Um international wettbe-
werbsfähig zu bleiben, müssen die Steuersätze insbeson-
dere für Kapitalgesellschaften auf ein attraktiveres
Niveau sinken. Zu den wichtigsten Aufgaben der Bundes-
regierung gehört deshalb auch die für 2008 angekündigte
Unternehmensteuerform. Ziel ist eine tarifliche Steuerbe-
lastung von unter 30 Prozent.

11. Fundamentale Voraussetzungen für die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Industrie sind eine sichere
Energieversorgung und wettbewerbsfähige Energiepreise.
Mit Inkrafttreten des neuen Energiewirtschaftsrechts im
Juli 2005 unterliegen Strom- und Gasnetzbetreiber einer
starken und effektiven Aufsicht durch die Bundesnetz-
agentur und die Regulierungsbehörden der Länder. Dies
wird die Voraussetzungen für mehr Wettbewerb verbes-
sern und zur Ausschöpfung der bestehenden Kostensen-
kungspotenziale beitragen. Angesichts der steigenden
weltweiten Rohstoffnachfrage setzt Deutschland auf eine
Verminderung von Importrisiken durch einen ausgewoge-
nen, diversifizierten Energiemix, auch unter Einbezie-
hung der Kohle und eines zunehmenden Anteils erneuer-
barer Energien. Außerdem strebt Deutschland ehrgeizige
Effizienzfortschritte sowohl bei der Energieerzeugung
und -umwandlung als auch bei der Energienachfrage an.
Effiziente Ressourcennutzung und die Erschließung
neuer Märkte leisten auch einen Beitrag zur Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands insbesondere bei innovati-
ven Energietechnologien. Die Bundesregierung wird in
der zweiten Jahreshälfte 2007 ein energiepolitisches Ge-
samtkonzept mit einer Perspektive bis zum Jahr 2020 vor-
legen, durch das Versorgungssicherheit, tragbare Energie-
kosten und wirksamer Klimaschutz effizient miteinander
verknüpft werden sollen. Im Rahmen der Vorbereitung
hat die Bundesregierung mit dem Energiegipfel Anfang
April 2006 einen Diskussionsprozess gestartet, mit dem
Vorschläge zu zentralen Fragen der Energiepolitik erar-
beitet werden sollen.

12. Ein Schwerpunkt der Reformagenda in Deutschland
bleibt auch die Modernisierung des Arbeitsmarktes (vgl.
Abschnitt 4). Mit den vier Gesetzen für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt ist die Arbeitsmarktpolitik in
Deutschland in den Jahren 2003 und 2004 inhaltlich und
organisatorisch völlig neu ausgerichtet worden. Dass die
eingeleiteten Arbeitsmarktreformen zu wirken beginnen,
zeigt der Umstand, dass die Bundesagentur für Arbeit
durch Einsparungen in der Lage ist, einen Beitrag zur
Senkung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu
leisten. Die Stärkung eines präventiven Ansatzes in der
Arbeitsmarktpolitik, die Verankerung des Prinzips „För-
dern und Fordern“, die Erschließung neuer Beschäfti-
gungspotenziale durch neue Instrumente sowie eine um-
fassende Organisationsreform der Arbeitsverwaltung sind
Kernelemente dieser Neuausrichtung. Im Einklang mit
den europäischen Beschäftigungszielen zielt sie darauf
ab, die Wachstumskräfte in Deutschland zu stärken, die
Ausschöpfung aller Beschäftigungspotenziale zu unter-

stützen und zugleich die Teilhabechancen für arbeitslose
Menschen zu erhöhen. Zentrales Leitmotiv dieser Struk-
turreformen ist der aktivierende Sozialstaat, der ein neues
Verhältnis von Eigenverantwortung und Solidarität in der
Gesellschaft einfordert. Die Jahre 2005 und 2006 sind ge-
prägt durch die Implementierung dieser Reformen, insbe-
sondere bei der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Zu-
sammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für
erwerbsfähige Hilfebedürftige). Die Arbeitsmarktpolitik
in Deutschland hat sich erstmalig einem wissenschaftli-
chen Evaluierungsprozess von Reformmaßnahmen durch
unabhängige Institutionen unterzogen. Dort wo sich An-
passungsbedarf gezeigt hat, hat die Bundesregierung ent-
sprechende Maßnahmen eingeleitet. Bereits im Sommer
2006 hat die Bundesregierung Änderungen an den Ar-
beitsmarktreformen (Hartz IV) beschlossen. Unter ande-
rem verbessern sie die Anreize zur Arbeitsaufnahme. Sie
tragen so zu flexibleren Arbeitsmärkten und damit zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit bei. 

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, die Aus-
bildungs- und Beschäftigungschancen für alle Jugendli-
chen nachhaltig zu verbessern und die Jugendarbeitslo-
sigkeit dauerhaft zu senken. Um dieses Ziel zu erreichen,
hat Deutschland seine Anstrengungen weiter intensiviert.
Deutschlands Wirtschaft hängt in erheblichem Umfang
von den Fähigkeiten und Kenntnissen der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer ab. Die Eingliederung junger
Menschen in das Berufsleben ist daher nicht nur eine
Aufgabe des gesellschaftlichen Zusammenhalts, sondern
auch Basis für den weiteren ökonomischen Erfolg
Deutschlands.

Kinder sind die Zukunft der Gesellschaft. Vor allem
Frauen sind aber immer noch zu häufig vor die Wahl ge-
stellt, entweder berufstätig zu sein oder eine Familie zu
gründen. Dies ist einer der Gründe für die geringe Gebur-
tenrate in Deutschland, die sich mittel- und langfristig ne-
gativ auf die gesellschaftliche Innovationsfähigkeit sowie
auf Wachstum und Wohlstand auswirkt. Neben der ziel-
genauen materiellen Unterstützung von Familien richtet
sich die Familienpolitik der Bundesregierung daher – er-
gänzt durch die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik –
verstärkt auf eine bessere Balance von Familie und Ar-
beitswelt sowie auf die Erwerbsintegration von Frauen
und Müttern. Dabei steht vor allem der quantitative und
qualitative Ausbau einer wirksamen, Familien und Kin-
der unterstützenden Infrastruktur für Bildung und Betreu-
ung im Vordergrund. Daneben gilt es, Familien besonders
in den ersten Lebensmonaten eines Kindes bei der Siche-
rung ihrer Lebensgrundlage zu unterstützen, wenn sie
sich vorrangig selbst um die Betreuung ihrer Kinder küm-
mern wollen (vgl. Abschnitt 4.7).

13. Zur Verbesserung der Innovations- und Wettbe-
werbsfähigkeit in Deutschland gehört die Zielsetzung,
Frauen und Männern gleiche Chancen zu eröffnen, damit
sie gleichermaßen ihre Ressourcen und Potentiale in
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik entfalten können.
Daher wird, sowohl vom Bund als auch den Ländern,
kontinuierlich die Strategie des Gender Mainstreaming
angewandt, um auf diesem Wege die Gleichberechtigung
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von Frauen und Männern zu erreichen und noch beste-
hende Benachteiligungen abzubauen.

14. Der vorliegende Umsetzungs- und Fortschrittsbe-
richt wurde unter Federführung der Bundesregierung er-
stellt. Er besteht aus zwei Teilen. Der erste Teil beschreibt
die Reformstrategie in Deutschland. Im zweiten Teil wer-
den die konkreten Maßnahmen in einer Tabelle ausführ-
lich dargelegt. Bei der Beschreibung wird auf die jeweili-
gen Stellen in der Tabelle verwiesen. Die Länder waren
an der Erstellung des Berichtes beteiligt. Die Wirtschafts-
verbände, Gewerkschaften und kommunalen Spitzenver-
bände haben den Bericht zur Kenntnis erhalten und wur-
den dazu angehört. Bundestag und Bundesrat haben den
Bericht debattiert, bevor er an die Europäische Kommis-
sion übermittelt wurde. Der Umsetzungs- und Fort-
schrittsbericht wird veröffentlicht und bietet damit eine
Grundlage für eine fortgesetzte, erweiterte und vertiefte
parlamentarische sowie öffentliche Debatte zur Fortent-
wicklung des Beitrags der Bundesrepublik Deutschland
für die gemeinschaftliche Lissabon-Strategie. 

15. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union be-
trachten die Wirtschaftspolitik als eine Angelegenheit
gemeinsamen Interesses. Die Nationalen Reformpro-
gramme sowie deren Umsetzungs- und Fortschrittsbe-
richte sind Teil des Prozesses der multilateralen Überwa-
chung der Wirtschaftspolitik, an dem die Mitgliedstaaten
in den verschiedenen Ratsformationen mit der Kommis-
sion zusammenwirken. Dabei kommt dem Frühjahrs-
bericht der Kommission eine besondere Bedeutung zu.
Angesichts der Komplexität der Aufgabe, die Wirt-
schaftspolitik in 25 Mitgliedsländern mit den verschie-
densten institutionellen Hintergründen und nationalen
Besonderheiten zu analysieren und konzise zu beurteilen,
erscheint es kaum möglich, diese Komplexität mit einer
überschaubaren Zahl von quantitativen Indikatoren abzu-
bilden. Die meisten der so genannten Strukturindikatoren
decken bestenfalls Teilaspekte der relevanten Politikfel-
der ab. Die Wirkung von Reformen hängt zudem immer
auch entscheidend von dem gesamtwirtschaftlichen Um-
feld ab, in dem sie stattfinden. Vor dem jeweiligen institu-
tionellen Hintergrund eines Landes kann daher auf quali-
tative Bewertungen nicht verzichtet werden. 

2 Wirtschaftslage und gesamt-
wirtschaftlicher Rahmen 

2.1 Lage und Perspektiven der deutschen 
Wirtschaft im Jahr 2006

16. Die Weltwirtschaft wird, so internationale Organisa-
tionen, weiter zügig expandieren und der Welthandel wird
weiter dynamisch zunehmen. Die außenwirtschaftlichen
Impulse dürften damit weiter kräftig bleiben und die Aus-
fuhrdynamik anhalten. Die deutsche Wirtschaft wird an-
gesichts ihrer hohen und durch sinkende Lohnstückkosten
gestützten preislichen Wettbewerbsfähigkeit hieran wei-
ter teilhaben. Dies gilt vor allem im Euroraum. Insgesamt
sind damit die Perspektiven günstig, dass sich die struktu-
rellen Reformen in Deutschland zügig in mehr Beschäfti-
gung umsetzen.

17. Nachdem die Konjunktur zum Jahresende 2005 vo-
rübergehend etwas an Schwung verloren hatte, ist die
Wirtschaft in Deutschland gut ins Jahr 2006 gestartet. Die
Stimmung in der deutschen Wirtschaft ist zuversichtlich.
Die Konjunkturindikatoren unterstreichen dies. Sie ste-
hen in ihrer Mehrzahl mit einer aufwärts gerichteten Ent-
wicklung in Einklang. Wachstumsimpulse kommen nicht
nur aus der Weltwirtschaft sondern auch verstärkt aus
dem Inland. Neben den Ausrüstungsinvestitionen tragen
auch die privaten und die staatlichen Konsumausgaben
zur Belebung bei. Die Bauinvestitionen litten zunächst
unter den ungewöhnlich starken witterungsbedingten
Baubehinderungen, werden nun aber mehr und mehr
nachgeholt. Insgesamt hat die konjunkturelle Entwick-
lung an Breite gewonnen und die aufwärts gerichtete
Grundtendenz der Konjunktur hat sich gefestigt. Vor die-
sem Hintergrund bestehen keine Zweifel, dass das von
der Bundesregierung im Frühjahr 2006 prognostizierte
Wirtschaftswachstum von 1,5 Prozent erreicht werden
kann. Deutschland wird auch im Jahr 2006 zur Preisstabi-
lität im Euroraum beitragen.

2.2 Öffentliche Finanzen tragfähig gestalten – 
soziale Sicherheit wahren

2.2.1 Öffentliche Finanzen tragfähig gestalten
18. Die Herstellung solider Staatsfinanzen ist eine we-
sentliche Voraussetzung für finanzpolitischen Handlungs-
spielraum und wirtschaftliche Nachhaltigkeit. Dies zu
schaffen, kann nur gelingen, wenn der Wirkungszusam-
menhang zwischen der Entwicklung der öffentlichen
Finanzen, wirtschaftlichem Wachstum, sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung und demografischem
Wandel konsequent beachtet wird. Wirtschaftswachstum
ist eine Voraussetzung für solide öffentliche Haushalte
und umgekehrt. Durch ein höheres Wachstum entstehen
mehr Arbeitsplätze, sinken die Ausgaben für den Arbeits-
markt und steigen das Steueraufkommen sowie die Ein-
nahmen der Sozialversicherung. Zugleich können nur mit
tragfähigen öffentlichen Haushalten die Herausforderun-
gen der demografischen Entwicklung und der Globalisie-
rung gemeistert werden. Eine konsequente Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte, die Fortsetzung von
Strukturreformen und die Verbesserung der Qualität der
öffentlichen Finanzen legen die Grundlagen für Wirt-
schaftswachstum.

19. Die Struktur des Bundeshaushalts ist geprägt durch
Ausgaben für die soziale Sicherung, die Versorgungsaus-
gaben und die Zinszahlungen. Damit werden rund zwei
Drittel des Bundeshaushalts gebunden. 

20. Deutschland hat auf der Ausgabenseite in den ver-
gangenen Jahren deutliche Konsolidierungserfolge er-
reicht. Mit 46,7 Prozent erreichte die Staatsquote im
Jahre 2005 den niedrigsten Stand seit 1991. Um die Trag-
fähigkeit der öffentlichen Haushalte einschließlich der so-
zialen Sicherungssysteme zu sichern, wird der Konsoli-
dierungskurs verstärkt. Ziel ist, das Staatsdefizit im Jahr
2007 wieder unter 3 Prozent des Bruttoinlandproduktes
(BIP) sowie die Nettokreditaufnahme des Bundes unter
die Summe der Investitionen zu bringen und den Konsoli-
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dierungskurs in den Folgejahren bis zum Erreichen eines
ausgeglichenen Gesamtstaatshaushalts fortzusetzen. 

21. Das hierzu notwendige Konsolidierungsvolumen
wird im Wesentlichen durch das am 30. Juni 2006 ver-
kündete Haushaltsbegleitgesetz 2006 sichergestellt (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 1 bis 3). Einnahmeseitig enthält das
Gesetzespaket vor allem die Erhöhung der Regelsätze der
Umsatz- und der Versicherungsteuer um jeweils drei Pro-
zentpunkte. Das Aufkommen eines Umsatzsteuerpunktes
wird an die Bundesagentur für Arbeit (BA) weitergeleitet
und damit die Absenkung des Beitragssatzes zur Arbeits-
losenversicherung auf 4,5 Prozent unterstützt. Zugleich
entfällt künftig der bisherige Defizitzuschuss des Bundes
an die BA. Ausgabeseitige Einsparungen bewirkt das
Gesetz unter anderem durch die Rückführung der pau-
schalen Zuweisung des Bundes an die gesetzliche Kran-
kenversicherung, die Neufestsetzung der den Ländern
aufgrund des Regionalisierungsgesetzes zufließenden
Mittel für den öffentlichen Personennahverkehr sowie im
Bereich der Personalausgaben des Bundes durch die Hal-
bierung der jährlichen Sonderzahlung. Das Entlastungs-
volumen des Haushaltsbegleitgesetzes für Bund, Länder
und Gemeinden insgesamt wächst von knapp 0,8 Mrd.
Euro im Jahr 2006 über 18,1 Mrd. Euro im Jahr 2007
bzw. 21,7 Mrd. Euro im Jahr 2008 auf mehr als rund
22 Mrd. Euro im Jahr 2009 an (Entlastung für den Bund:
rund 0,9/12,4/15,4/15,7 Mrd. Euro).

22. Die Haushaltspolitik des Bundes wird auch zukünf-
tig konsequent auf Konsolidierung ausgerichtet sein. Alle
Ausgaben stehen auf dem Prüfstand, neue finanzwirk-
same Vorhaben und Belastungen bei Einnahmen und
Ausgaben werden auf ihre Notwendigkeit und Finanzier-
barkeit überprüft und durch neue Prioritätensetzung
grundsätzlich in demselben Politikbereich ausgeglichen.
Alle Maßnahmen stehen unter Finanzierungsvorbehalt.
Deutschland hat beim Subventionsabbau bereits eine be-
achtliche Erfolgsbilanz aufzuweisen. Seit 1999 wurden
die Finanzhilfen des Bundes auf nunmehr rund 6 Mrd.
Euro halbiert. Weitere Einsparungen sind geplant. Neue
Subventionen sollen grundsätzlich nur noch als Finanz-
hilfen und nicht mehr als Steuervergünstigungen gewährt,
bestehende – wenn möglich – in Finanzhilfen umgewan-
delt werden. Finanzhilfen sollen nur noch befristet sowie
grundsätzlich degressiv ausgestaltet sein und in einer
Form festgehalten werden, die eine Erfolgskontrolle er-
möglicht.

2.2.2 Soziale Sicherung zukunftsfest gestalten 
– Lohnzusatzkosten senken

23. Ziel der Bundesregierung ist eine ganzheitliche Po-
litik, die den Zusammenhalt der Generationen und damit
der gesamten Gesellschaft fördert und stärkt. Es geht da-
bei einerseits um die solidarische Unterstützung von
Menschen in Not, die über die bloße Existenzsicherung
hinaus reicht und sozioökonomische Grundbedürfnisse
sowie Teilhabemöglichkeiten am gesellschaftlichen Le-
ben umfasst, und andererseits um mehr Eigenverantwor-
tung und Teilhabe am Erwerbsleben. Politische Zielset-
zung ist eine Balance von Eigenverantwortung und

Solidarität. Bei den großen Risiken Krankheit, Unfall,
Behinderung, Pflegebedürftigkeit, Erwerbsminderung,
Arbeitslosigkeit und Alter leisten dies die Sozialversiche-
rungssysteme mit einer angemessenen und finanziell
nachhaltigen Absicherung. Reformmaßnahmen zur län-
gerfristigen Stabilisierung der sozialen Sicherungssys-
teme und eine nachhaltige Konsolidierung des Staats-
haushaltes sind wichtige Bestandteile einer sozial
ausgewogenen Politik und die Voraussetzung für neue
politische Handlungsspielräume.

24. Neben vielfältigen Chancen für mehr Wachstum und
Wohlstand birgt der notwendige wirtschaftliche Umstruk-
turierungsprozess aufgrund des verstärkten internationa-
len Wettbewerbs jedoch auch Risiken. Besonders Gering-
qualifizierte sind hiervon betroffen. Hinzu kommen
individuelle soziale und gesundheitliche Risiken, die nur
der Staat solidarisch absichern kann. Die Förderung des
sozialen Zusammenhalts und der Chancengleichheit sind
daher unverzichtbar, um Ausgrenzungstendenzen entge-
genzuwirken und den Einzelnen auch im Falle der Be-
schäftigungsunfähigkeit ausreichend sozial abzusichern.
Im Zentrum der Sozialpolitik der Bundesregierung steht
die Sicherung der sozialen und ökonomischen Teilhabe
der Menschen. Im Nationalen Strategiebericht Sozial-
schutz und soziale Eingliederung 2006 sind dazu flankie-
rende Maßnahmen aufgezeigt.

Senkung der Lohnzusatzkosten

25. Die Senkung der Lohnzusatzkosten ist ein zentrales
Element der Stärkung von Wachstum und Beschäftigung.
Die Bundesregierung will die Sozialversicherungsbei-
träge dauerhaft unter 40 Prozent senken. Der Beitragssatz
zur gesetzlichen Rentenversicherung konnte in den letz-
ten Jahren und auch im Jahr 2006 stabil bei 19,5 Prozent
gehalten werden. Wie bereits im NRP 2005 vorgesehen,
wird der moderate Anstieg auf 19,9 Prozent beim Bei-
tragssatz der Rentenversicherung zum 1. Januar 2007 und
um rund 0,5 Prozentpunkte bei den Beitragssätzen der ge-
setzlichen Krankenversicherung von der gleichzeitigen
Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung
mehr als ausgeglichen, so dass die Gesamtbelastung des
Faktors Arbeit durch Sozialabgaben sinkt.

26. Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2006 vom 29. Juni
2006 wird der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung zum
1. Januar 2007 von derzeit 6,5 Prozent um zwei Prozent-
punkte auf 4,5 Prozent abgesenkt. Durch die Senkung der
Lohnzusatzkosten werden Impulse für die Schaffung zu-
sätzlicher Beschäftigung gesetzt. Die Bundesagentur für
Arbeit erhält zum teilweisen Ausgleich die Einnahmen
aus einem Prozentpunkt der Erhöhung des Umsatzsteuer-
regelsatzes (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 1 und Tz 21).

2.2.3 Nachhaltige Reform der Alterssicherung

27. Mit den Rentenreformen der vergangenen Jahre sind
bereits grundsätzliche Antworten für eine nachhaltige Fi-
nanzierbarkeit der Renten gegeben worden. Der proji-
zierte Anstieg der öffentlichen Ausgaben für die Alterssi-
cherung in Prozent des Bruttoinlandsprodukts bis zum
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Jahr 2050 hat sich nach aktuellen, auf EU-Ebene durch-
geführten, Berechnungen von 5,5 Prozentpunkten auf
1,7 Prozentpunkte reduziert. Das NRP 2005 war auf der
Basis vorläufiger Ergebnisse noch von 1,9 Prozent ausge-
gangen.

28. Mittelfristig zeigt der vom Kabinett im März 2006
beschlossene Rentenversicherungsbericht 2005, dass im
Zeitraum bis 2019 sowohl die Untergrenze für das Siche-
rungsniveau vor Steuern1 als auch die gesetzlich vorgege-
bene Obergrenze beim Beitragssatz eingehalten werden
kann. Dazu ist es notwendig, nicht realisierte Dämpfun-
gen bei der Rentenanpassung später nachzuholen. Ange-
sichts des bisher erbrachten Beitrags der Rentnerinnen
und Rentner zur Konsolidierung der Rentenversicherung
wird die Bundesregierung in der laufenden Legislaturpe-
riode das Leistungsniveau stabilisieren und keine Renten-
kürzungen vornehmen.

29. Mit dem Rentenversicherungsbericht und dem zu-
gleich verabschiedeten Alterssicherungsbericht hat die
Bundesregierung die Öffentlichkeit umfassend über die
Lage der gesetzlichen Rentenversicherung, der betriebli-
chen und der privaten Altersvorsorge informiert. Die Er-
gebnisse dieses gesetzlich festgelegten Monitorings der
Alterssicherung bestätigen, dass Seniorinnen und Senio-
ren in Deutschland heute und in Zukunft im Alter gut ver-
sorgt sind. Eine Voraussetzung ist allerdings, dass die
Menschen über die gesetzliche Rente hinaus zusätzliche
Altersvorsorge betreiben. Das Netto-Gesamtversorgungs-
niveau aus einer gesetzlichen Rente, einer staatlich geför-
derten zusätzlichen Altersvorsorge (Riester-Rente) oder
einer Betriebsrente und einer zusätzlichen Privat-Rente,
die aus der steuerlichen Freistellung der Rentenversiche-
rungsbeiträge finanziert wird, bleibt für einen Durch-
schnittsverdiener langfristig stabil. Für Geringverdiener
wird das Netto-Gesamtversorgungsniveau langfristig so-
gar etwas ansteigen. Personen mit Kindern werden künf-
tig spürbar besser gestellt, da die Berücksichtigung von
Kindererziehungsleistungen auch in der gesetzlichen
Rentenversicherung deutlich ausgeweitet wurde. 

Zusätzliche Altersvorsorge

30. Der Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten Al-
tersvorsorge wird seit dem Jahr 2002 massiv staatlich ge-
fördert. Hierzu steht ein umfangreiches Instrumentarium
mit steuerlichen Elementen und direkten Zulagen zur Ver-
fügung. Im Vergleich zum Herbst 2005 stieg die Zahl der
abgeschlossenen Verträge von Riester-Renten bis Ende
März 2006 um ca. 1,5 Millionen auf rd. 6,2 Millionen.
Zusammen mit den bestehenden Anwartschaften auf Be-

triebsrenten (Stand Mitte 2004: ca. 15,7 Millionen) dürf-
ten damit ca. 20 Millionen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer über eine staatlich geförderte zusätzliche
Alterssicherung verfügen. Um die Förderung von Fami-
lien mit Kindern weiter zu verbessern, wird die Kinderzu-
lage bei der Riester-Rente für die ab 1. Januar 2008 gebo-
renen Kinder von dann 185 Euro auf 300 Euro jährlich
erhöht (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 4). Außerdem soll wegen
der hohen Akzeptanz von Wohneigentum als Altersvor-
sorge das selbst genutzte Wohneigentum künftig besser in
die geförderte Altersvorsorge integriert werden. 

31. Die Bundesregierung will das Wissen in der Bevöl-
kerung über die eigene Alterssicherung erhöhen und
Möglichkeiten einer zusätzlichen Altersvorsorge aufzei-
gen. Hier setzt die Bildungskampagne „Fit-in-Altersvor-
sorge“ an, die verschiedene Bundesministerien in Zusam-
menarbeit mit den Rentenversicherungsträgern, dem
Deutschen Volkshochschulverband, den Sozialpartnern
und der Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. ins Le-
ben gerufen haben. 

Erhöhung des Renteneintrittsalters – Erwerbs-
tätigkeit Älterer steigern

32. Die bereits angestiegene Beschäftigungsquote älte-
rer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (von 37,5 Pro-
zent im Jahr 2000 auf 45,4 Prozent im Jahr 2005) soll
sowohl durch eine nachhaltige Verbesserung der Arbeits-
marktsituation im Zusammenwirken mit einem Mentali-
tätswandel bei der Personalpolitik der Unternehmen als
auch durch die geplante Erhöhung der gesetzlichen Re-
gelaltersgrenze noch weiter gesteigert werden. Unter an-
derem sollen befristete Arbeitsverträge mit älteren Be-
schäftigten ab dem 52. Lebensjahr neu geregelt werden
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 110). 

33. Infolge der Trendumkehr bei der Frühverrentungspra-
xis, unter anderem durch die Anhebung der Altersgrenzen
und die parallele Einführung von versicherungsmathemati-
schen Rentenabschlägen, stieg das durchschnittliche Ein-
trittsalter in die Altersrente von 62,4 im Jahre 1995 auf
63,2 Jahre im Jahr 2005. Auf diesem Weg wird Deutsch-
land mit der von der Bundesregierung am 1. Februar 2006
beschlossenen Anhebung der Altersgrenze für den Bezug
einer Altersrente von 65 auf 67 Jahre bis zum Jahr 2029
weitergehen. Damit werden das Leistungsniveau der ge-
setzlichen Rentenversicherung und der Beitragssatz auch
langfristig stabilisiert (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 5). Die ar-
beitsmarktpolitische Flankierung dieser Maßnahmen soll
durch die gezielte Förderung älterer Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im Rahmen der „Initiative 50plus“ ge-
währleistet werden.

2.2.4 Reform des Gesundheitswesens

34. Das 2004 in Kraft getretene GKV-Modernisierungs-
gesetz war ein erster Schritt, um das System der Gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) mittel- und langfristig
zu stabilisieren. Vor dem Hintergrund der demografischen
Veränderungen und der Finanzentwicklung in der GKV
sind jedoch weitere Schritte notwendig. Deshalb sind

1 Beim Sicherungsniveau vor Steuern handelt es sich um den Verhält-
niswert aus der verfügbaren Standardrente (vor Steuern und ohne den
durchschnittlichen Beitragsanteil zur Krankenversicherung und ohne
den Beitrag zur Pflegeversicherung) und dem verfügbaren Durch-
schnittsentgelt. Es wird berechnet für den so genannten Eckrentner,
der 45 Jahre das Durchschnittseinkommen verdient hat, entsprechen-
de Beiträge gezahlt hat und mit 65 Jahren in die Rente eintritt. Aussa-
gen über die Entwicklung des Sicherungsniveaus vor Steuern können
jedoch auf alle Erwerbskarrieren und den Rentenbestand übertragen
werden (Nationalen Strategiebericht Alterssicherung 2005).
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vom Gesetzgeber Sofortmaßnahmen beschlossen worden:
Das Gesetz zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit in der
Arzneimittelversorgung (AVWG), das am 1. Mai 2006 in
Kraft getreten ist, enthält Maßnahmen, mit denen die ge-
setzlichen Krankenkassen bereits in diesem Jahr um
800 Mio. Euro entlastet werden (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 6). Unter anderem wurden die Festbeträge2 neu
justiert. Dabei wird eine ausreichende Arzneimittelaus-
wahl zum Festbetrag gewährleistet bleiben. Echte Inno-
vationen, d. h. therapeutische Verbesserungen, werden
weiterhin von den Festbeträgen freigestellt. Die Kranken-
kassen können zudem mit den Herstellern einen speziel-
len Rabattvertrag abschließen, damit Arzneimittel mit
Preisen über Festbetrag für die Versicherten ohne Mehr-
kosten verfügbar sind. Darüber hinaus werden Ärzte
künftig stärker in die Verantwortung für die Wirtschaft-
lichkeit ihrer Arzneiverordnungen genommen (sog. Bo-
nus-Malus-Regelung). 

35. Rascher Handlungsbedarf bestand auch in Fragen
der flächendeckenden medizinischen Versorgung. Des-
halb hat die Bundesregierung den Entwurf eines Vertrags-
arztrechtsänderungsgesetzes (VÄG) auf den Weg ge-
bracht (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 7). Mit diesem Gesetz wird
das Vertragsarztrecht liberalisiert, um Versorgungseng-
pässen insbesondere in ländlichen Gebieten vorzubeugen.
Darüber hinaus sorgen Regelungen zum Abbau von
Hemmnissen bei der Gründung medizinischer Versor-
gungszentren sowie die Verlängerung der Anschubfinan-
zierung bei der integrierten Versorgung um ein Jahr für
eine Verbesserung der medizinischen Versorgung.

Senkung der Lohnzusatzkosten

36. In der gesetzlichen Krankenversicherung werden
durch eine Mitfinanzierung durch Haushaltsmittel ab dem
Jahr 2008 die Beiträge der Arbeitnehmer und der Arbeit-
geber stabilisiert. Mit einem gesetzlich festgelegten An-
passungsprozess werden unvermeidbare Kostensteigerun-
gen durch den medizinischen Fortschritt und die
demografische Entwicklung dann künftig zuerst über ei-
nen aufwachsenden Zuschuss aus Haushaltsmitteln, und
– erst soweit darüber hinausgehend – von Arbeitgebern
und Versicherten gleichermaßen getragen. Die Struktur-
veränderungen, die mit der Gesundheitsreform 2006 ein-
geleitet werden, werden in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung zudem mittel- und langfristig zu mehr Effizienz

im System führen und damit den ansonsten zu erwarten-
den Ausgabenanstieg bremsen. 

Reformkonzept zur nachhaltigen Finanzierung der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) sowie 
zur weiteren Qualitäts- und Effizienzsteigerung

37. Angesichts großer Herausforderungen, insbesondere
des demografischen Wandels und des medizinischen und
medizin-technischen Fortschritts, bei gleichzeitig tenden-
ziell schwach steigenden bzw. stagnierenden Beitragsein-
nahmen muss das Gesundheitswesen ständig weiterentwi-
ckelt werden. So wird die Zahl älterer Menschen in
Deutschland in den nächsten Jahrzehnten deutlich zuneh-
men. Dies ist mit steigenden Ausgaben des Gesundheits-
systems verbunden, die zusätzlichen Finanzierungsbedarf
erforderlich machen. Mit dem Einstieg in eine teilweise
Finanzierung von gesamtgesellschaftlichen Aufgaben der
gesetzlichen Krankenversicherung aus dem Bundeshaus-
halt wird die Finanzierung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung daher künftig auf eine langfristig stabilere, ge-
rechtere und die Beschäftigung fördernde Basis gestellt.
Die für dieses Jahr anstehende Reform der Finanzierung
wird gleichzeitig mit einer Reform der Versorgungsstruk-
turen verbunden, die sicherstellt, dass die Mittel künftig
noch effizienter und effektiver eingesetzt werden (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 8).

38. Das Reformkonzept der Bundesregierung zur mit-
tel- und langfristigen Stabilisierung der gesetzlichen
Krankenversicherung stellt deshalb folgende Ziele in den
Vordergrund:

– Sicherstellung, dass alle Bürgerinnen und Bürger über
einen Versicherungsschutz verfügen.

– Gewährleistung, dass alle Versicherten Zugang zu al-
len medizinisch notwendigen Leistungen haben – un-
abhängig von der Höhe der Beiträge, die der Einzelne
zahlt.

– Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Finanzierung so-
wie Lockerung der Abhängigkeit der Finanzierung
vom Faktor Arbeit.

– Intensivierung des Wettbewerbs auf Kassen- und auf
Leistungserbringerseite.

– Schaffung eines fairen Wettbewerbs zwischen priva-
ten Krankenversicherungen und gesetzlichen Kran-
kenkassen.

– Erhöhung von Qualität und Effizienz der medizini-
schen Versorgung durch weitere strukturelle Refor-
men.

39. Die im Juli 2006 beschlossenen Eckpunkte einer
Gesundheitsreform umfassen im Wesentlichen folgende
Schwerpunkte:

– Neuregelungen mit Blick auf flexiblere und stärker
wettbewerblich ausgestaltete Beziehungen zwischen
Patienten und Ärzten, Versicherten und Krankenkas-
sen und zwischen Kassen und Leistungserbringern
(Wahltarife, Selbstbehalte, größere Vertragsfreiheiten
der Krankenkassen, neues ärztliches Honorierungssys-

2 Festbeträge sind Höchstbeträge für die Erstattung von Arzneimittel-
Preisen durch die gesetzlichen Krankenkassen. Das bedeutet: Die
Krankenkassen zahlen nicht automatisch den Preis, den die Arznei-
mittelhersteller festlegen, sondern nur einen Festbetrag: Diese wer-
den für Gruppen vergleichbarer Arzneimittel auf der Höhe der Kos-
ten für die preisgünstigen Arzneimittel innerhalb der entsprechenden
Gruppe festgesetzt. So hat der Arzt, der ein Medikament verschrei-
ben will, die Wahl zwischen mehreren therapeutisch gleichwertigen
Präparaten, die er dem Patienten auf Kosten der Krankenkasse ver-
schreiben kann. Arzneimittelhersteller können ihre Preise frei festle-
gen. Verordnet der Arzt dennoch ein Arzneimittel, dessen Preis über
dem Festbetrag liegt, so muss der Patient diesen Differenzbetrag zu-
sätzlich zur gesetzlichen Zuzahlung entrichten; das gilt auch für
Patienten, die von der Zuzahlung befreit sind. Der Arzt ist verpflich-
tet, den Patienten in diesem Fall vorher darüber zu informieren.
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tem, Kosten-Nutzen-Analyse von Arzneimitteln, bes-
sere Verzahnung von ambulanter und stationärer Ver-
sorgung, Ausbau der integrierten Versorgung,
Straffung der Verbandsstrukturen).

– Einrichtung eines Gesundheitsfonds, in den neben den
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträgen auch schritt-
weise Steuermittel zur Abgeltung gesamtgesellschaft-
licher Aufgaben in der GKV fließen sollen. 

– Einstieg in die schrittweise Steuerfinanzierung ge-
samtgesellschaftlicher Aufgaben (Kinder) aus dem
Bundeshaushalt ab 2008.

– Erleichterung der Wechselmöglichkeit für Versicherte
zwischen den privaten Krankenversicherungen (Porta-
bilität der Alterungsrückstellungen, Schaffung eines
Basistarifs für alle freiwillig Versicherten in der priva-
ten Krankenversicherung mit Kontrahierungszwang
und ohne Leistungsausschluss, Risikoprüfung und -zu-
schläge), Beibehaltung der Privaten Krankenversiche-
rung als Vollversicherung

Aufbau von Prävention zur eigenständigen Säule des 
Gesundheitswesens

40. Der in der vergangen Legislaturperiode eingeschla-
gene Weg zur Stärkung der gesundheitlichen Prävention
wurde durch die vorgezogenen Neuwahlen zum Deut-
schen Bundestag unterbrochen. Daher konnte das schon
vom Parlament hierzu beschlossene Gesetz nicht mehr in
Kraft treten. Die Regierungskoalition hat daher in ihrem
Koalitionsvertrag dieses Vorhaben erneut aufgegriffen.
Mit dem geplanten Präventionsgesetz soll die Koopera-
tion und Koordination sowie die Qualität der Maßnahmen
der Sozialversicherungsträger unbürokratisch verbessert
und an Präventionszielen ausgerichtet werden (vgl. Ta-
belle 1, lfd. Nr. 9).

Pflegeversicherung zukunftsfest gestalten

41. Die Bundesregierung wird die Pflegeversicherung
weiter entwickeln und zukunftsfähig gestalten. Auch in
diesem Sozialversicherungszweig besteht erkennbarer
Handlungsbedarf für den Gesetzgeber. Die Weiterent-
wicklung der Pflegeversicherung ist Teil der Erneuerung
der sozialen Sicherungssysteme in der Bundesrepublik
Deutschland. Zurzeit wird auf der Grundlage des Koali-
tionsvertrages ein Reformkonzept entwickelt, das unter
anderem die Nachhaltigkeit der Finanzierung dieses Ver-
sicherungszweiges sichern und das gleichzeitig dafür sor-
gen soll, dass die sich aus der demografischen Entwick-
lung ergebenden Belastungen in der Pflegeversicherung
möglichst gerecht auf die Generationen verteilt werden.
Dabei ist unter anderem die Ergänzung des Umlagever-
fahrens durch kapitalgedeckte Elemente als Demografie-
reserve und ein Ausgleich der unterschiedlichen Risiko-
strukturen von sozialer und privater Pflegeversicherung
vorgesehen (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 10 und 11). 

2.3 Deutsche Einheit vollenden
42. Die neuen Bundesländer haben mittlerweile beacht-
lich aufgeholt. Dies gilt insbesondere für das verarbei-

tende Gewerbe. Dennoch hat der Aufbau Ost für die
Bundesregierung weiterhin hohe Priorität. Die Anstren-
gungen der Bundesregierung für den Aufbau Ost sind da-
bei auf vier Ziele gerichtet, denen auch die EU-Struktur-
fondsförderung verpflichtet ist.

– Stärkung von Wachstum und Beschäftigung 

– Verbesserung der Innovationsfähigkeit 

– Beachtung des regionalen und sozialen Zusammen-
halts

– Wettbewerbsfähigkeit auf internationaler und europäi-
scher Ebene

43. Die Stärkung von Wachstum und Beschäftigung er-
folgt in Ostdeutschland vor allem über eine Verbreiterung
der industriellen Basis, die auch der Entwicklung der
Dienstleistungswirtschaft neue Impulse vermittelt. Die
Bundesregierung hat daher die Investitionszulage für die
neuen Länder bis 2009 verlängert und für Investitionen im
Tourismusbereich geöffnet (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 12). Die
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftstruktur“ wird auf hohem Niveau fortgeführt
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 13). Die neuen Länder sind im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe und des Beihilferechts
weiterhin als Höchstfördergebiet eingestuft. Zudem wer-
den bei neuen und zu überarbeitenden Programmen der
Mittelstandsförderung zusätzliche Förderpräferenzen für
Ostdeutschland eingerichtet (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 14).
Auch die EU-Strukturförderung in den neuen Ländern
wird verstärkt an den Zielen der Lissabon-Strategie aus-
gerichtet. 

44. Neben dieser breiten Förderung setzt die Bundesre-
gierung auf eine gezielte Unterstützung regionaler und
sektoraler Schwerpunkte und trägt damit der zunehmen-
den Differenzierung der wirtschaftlichen Entwicklung in
den neuen Ländern Rechnung. Die Förderpolitik folgt
dem Prinzip „Stärken stärken – Profile schärfen“. Im Mit-
telpunkt steht dabei die Förderung von Wachstumskernen
und sektoralen Clustern. Eines der zentralen Handlungs-
felder ist außerdem die Vernetzung der Potenziale von
Wirtschaft und Wissenschaft (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 15).
Die inzwischen gut ausgebaute öffentliche Forschungs-
landschaft in den neuen Ländern muss noch einen stärke-
ren Beitrag zum regionalen Wirtschaftswachstum leisten
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 16 und 23). Ein Mittel zur Stär-
kung der regionalen Wachstumsmotoren ist zudem die
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur. Dabei steht ins-
besondere auch eine Identifizierung von Schwachstellen
der „Gateways“ ( z. B. Luftverkehrs- und Logistikstand-
orte, Defizitanalyse im Schienenverkehr) sowie die quali-
tative Verbesserung der Verkehrsverbindung mit den
neuen EU-Mitgliedsstaaten im Vordergrund. Entspre-
chende Schlussfolgerungen werden in die Umsetzung des
Bundesverkehrswegeplans 2003 einbezogen.

45. Größte Herausforderung für den sozialen Zusam-
menhalt in den neuen Ländern ist nach wie vor die hohe
Arbeitslosigkeit. Neben den Maßnahmen zur Stärkung
von Wachstum und Beschäftigung unternimmt die Bun-
desregierung Anstrengungen, um Arbeitslose wieder in
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den 1. Arbeitsmarkt zu vermitteln und die Arbeitfähigkeit
arbeitsloser Menschen zu erhalten. Dazu werden
40 Prozent aller Eingliederungsmittel der Bundesagentur
für Maßnahmen zu Gunsten Langzeitarbeitsloser und Ju-
gendlicher in den neuen Ländern eingesetzt. Der zuneh-
menden regionalen Differenzierung in den neuen Ländern
wird mit gezielten Strategien zur nachhaltigen Entwick-
lung des ländlichen Raums begegnet. Wichtige Schritte
sind hier die Förderung der regionalen Entwicklungspo-
tenziale und die Sicherung der Infrastrukturversorgung in
dünn besiedelten Räumen.

46. Vor dem Hintergrund der fortschreitenden Globali-
sierung müssen sich die neuen Länder zunehmend im in-
ternationalen Wettbewerb behaupten. Der Erhöhung der
internationalen Wettbewerbsfähigkeit dienen unter ande-
rem die stärkere sektorale Profilierung der einzelnen Re-
gionen und eine schlagkräftige Investorenwerbung. Zu
diesem Zweck wird der „Industrial Investment Council“
(IIC) mit „Invest in Germany“ zu einer Gesellschaft für
Standortmarketing und Investorenwerbung. Dabei ist be-
absichtigt, die neue Gesellschaft mit mehr Mitteln auszu-
statten.

2.4 Föderalismusreform – klare Abgrenzung 
der Zuständigkeiten

47. Bundestag und Bundesrat haben eine weit reichende
Reform der bundesstaatlichen Ordnung verabschiedet.
Die Föderalismusreform wird dazu beitragen, die Zustän-
digkeiten von Bund und Ländern vor allem im Bereich
der Gesetzgebung klarer voneinander abzugrenzen. Die
Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit von Bund und
Ländern wird verbessert, die politischen Verantwortlich-
keiten werden deutlicher zugeordnet sowie die Zweckmä-
ßigkeit und Effizienz der Aufgabenerfüllung gesteigert
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 17). 

48. Die Reform umfasst im Wesentlichen die folgenden
Bereiche: 

– Reform der Mitwirkungsrechte des Bundesrates durch
erhebliche Reduzierung des Anteils der zustimmungs-
pflichtigen Gesetze und Einführung eines neuen
Zustimmungstatbestandes bei Bundesgesetzen mit er-
heblichen Kostenfolgen. Im Gegenzug werden die Ge-
staltungsmöglichkeiten der Landtage in ganzen Poli-
tikfeldern gestärkt.

– Reform der Gesetzgebungskompetenzen durch Ab-
schaffung der Rahmengesetzgebung und Neuordnung
des Katalogs der konkurrierenden Gesetzgebung. In
diesem Bereich wird dem Bund die Gesetzgebung in
vielen Fällen erleichtert (Reduzierung des Anwen-
dungsbereichs der Erforderlichkeitsklausel). Im
Gegenzug dürfen die Länder in bestimmten Gesetzge-
bungsbereichen durch eigene Regelungen von
Bundesgesetzen abweichen.

– Klarere Zuordnung der Finanzverantwortung vor al-
lem durch eine Einschränkung der Mischfinanzierun-
gen.

49. In einem weiteren Reformschritt sollen die Bund-
Länder-Finanzbeziehungen den veränderten Rahmenbe-
dingungen inner- und außerhalb Deutschlands, insbeson-
dere für Wachstums- und Beschäftigungspolitik ange-
passt werden. Dazu will der Bund gemeinsam mit den
Ländern nach Umsetzung der ersten Reformstufe zügig
ein entsprechendes Verfahren verabreden, in dem die Vor-
aussetzungen und Lösungswege für eine Grundgesetzän-
derung geklärt werden können, die das Ziel der Stärkung
der Eigenverantwortung der Gebietskörperschaften und
ihrer aufgabenadäquaten Finanzausstattung verfolgt.

3 Strukturellen Wandel voranbringen

3.1 Wissensgesellschaft ausbauen

3.1.1 Forschung, Innovation und Spitzen-
technologie vorantreiben

50. Neue Impulse für Wachstum und Innovation in
Deutschland und der EU versprechen wissenschaftliche
Durchbrüche, die in wirtschaftliche Leistungskraft umge-
setzt werden. Die Bundesregierung will diesen Trans-
formationsprozess erleichtern und beschleunigen, d. h.
Forschungs-, Innovations- und Bildungspolitik, Wirt-
schaftspolitik sowie Gesundheits-, Umwelt- und Verbrau-
cherschutzpolitik in Deutschland noch besser aufeinander
abstimmen und verzahnen. Hierzu müssen Maßnahmen
für Wissenschaft, Forschung und Technologie verstärkt
und Haushaltsmittel in erster Linie in innovative Bereiche
investiert werden. Die Steigerung der privaten und öffent-
lichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung bis
2010 auf 3 Prozent des BIP gehört zu den Prioritäten der
Innovationspolitik der Bundesregierung. Diese Zielset-
zung wird von der Industrie aktiv unterstützt.

51. Im Rahmen der neuen Innovationspolitik wird die
Bundesregierung in dieser Legislaturperiode zusätzlich
6 Mrd. Euro in Forschungs- und Entwicklung (FuE) in-
vestieren. Dies ist die größte Steigerung des Forschungs-
budgets des Bundes seit der Wiedervereinigung. Damit
leistet die Bundesregierung zugleich einen wesentlichen
Beitrag zur Erreichung des 3 Prozent-Ziels (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 18). 

52. Die Bundesregierung hat ihre innovationspolitischen
Initiativen in der High-Tech-Strategie für Deutschland ge-
bündelt (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 19). Ziel der High-Tech-
Strategie ist es, Innovationskompetenz und -exzellenz in
Wissenschaft und Wirtschaft, insbesondere in kleinere und
mittlere Unternehmen (KMU), weiter auszubauen, Brü-
cken von der Forschung zu den Zukunftsmärkten zu
schlagen und so eine Innovationspolitik aus einem Guss
zu verwirklichen. Die High-Tech-Strategie identifiziert
und beschreibt Herausforderungen und Leitlinien der For-
schungs- und Innovationspolitik der Bundesregierung.
Sie definiert die technologieübergreifenden Initiativen
der Bundesregierung von der Forschungsförderung, über
den Wissens- und Technologietransfer, Fragen der Nor-
mung, des Patentwesens, der öffentlichen Beschaffung
von Innovationen, der Mobilisierung von mehr privaten
Forschungsinvestitionen, Unterstützung von innovativen
Gründungen und strategischen Partnerschaften bis hin zur
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Gestaltung von innovationsfördernden Rahmenbedingun-
gen (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 20). Darüber hinaus werden
Innovationsstrategien auf ausgewählten Innovationsfel-
dern formuliert, die erstmals ressortübergreifend Bedin-
gungen zur Entwicklung von Zukunftsmärkten adressie-
ren. Die Umsetzung der High-Tech-Strategie wird von
Vertretern aus Wissenschaft und Wirtschaft, der For-
schungsunion Wirtschaft-Wissenschaft, begleitet.

53. Die „Exzellenzinitiative Spitzenuniversitäten“ wird
in diesem Jahr mit 100 Mio. Euro aus dem Bundeshaushalt
starten (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 21). Insgesamt ist dieser Ex-
zellenzwettbewerb bis 2011 mit 1,9 Mrd. Euro ausgestat-
tet. Er fördert besondere wissenschaftliche Exzellenz in
der Forschung, um deutsche Hochschulen im interna-
tionalen Wettbewerb besser als bisher zu positionieren
und erhöht die Chancen für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs. Im Oktober werden die Kandidaten für die erste
Förderrunde bekannt gegeben. Die Gemeinsame Kom-
mission der Deutschen Forschungsgemeinschaft und des
Wissenschaftsrates hat am 20. Januar 2006 die Entschei-
dungen in der ersten Stufe des Antragsverfahrens im Pro-
gramm Exzellenzinitiative bekannt gegeben. Nach der im
Oktober vorgesehenen Entscheidung des Bewilligungs-
ausschusses für die Exzellenzinitiative wird feststehen,
welche Graduiertenschulen, welche Exzellenzcluster und
welche Zukunftskonzepte der Universitäten ab November
2006 für fünf Jahre gefördert werden können. Die zweite
Auswahlrunde im Programm Exzellenzinitiative ist im
April 2006 angelaufen. 

54. Um die Stärkung der innovationspolitischen Rah-
menbedingungen zu forcieren, hat die Bundeskanzlerin
führende Vertreter aus Wirtschaft, Wissenschaft und Poli-
tik in einen neuen „Rat für Innovation und Wachstum“
berufen. Die erste Sitzung hat im Mai 2006 stattgefunden;
weitere Zusammentreffen in diesem Jahr sind im Septem-
ber und November geplant. Ein wichtiges Ziel der Arbeit
des Rates ist es, auf oberster Ebene einer weiteren Ver-
kürzung des Weges von der Erfindung zum marktfähigen
Produkt oder Verfahren zusätzliche Impulse zu geben
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 22).

55. Die Förderung von Innovationen und Spitzentech-
nologie ist ein gemeinsames Ziel von Bund und Ländern.
Eine Vielzahl von Tätigkeitsfeldern insbesondere im
Hochschulbereich liegt in der Verantwortung der Länder.
Zur Steigerung der Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung haben die Länder eine Reihe von Maßnahmen
ergriffen (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 23 und 24). Ein wesentli-
ches Element ist dabei die stärkere Vernetzung zwischen
Forschung und Wirtschaft. 

56. Mehr Autonomie, Selbstorganisation, Kooperation
und Wettbewerb sind die Leitbilder der Wissenschafts-
politik. Ziel ist es, Bedingungen zu schaffen, die es Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen erlauben, ihr Profil
als Spitzenforschungszentren mit internationaler Ausstrah-
lung im Wettbewerb deutlich zu schärfen. Durch den zwi-
schen Bund und Ländern vereinbarten „Pakt für Forschung
und Innovation“ erhalten die Forschungsorganisationen
bis 2010 jährlich mindestens 3 Prozent mehr Mittel. Im
laufenden Bundeshaushalt beträgt die Summe dafür rund

105 Mio. Euro. Ziel ist es, durch mehr Wettbewerb, Ko-
operation und Vernetzung, insbesondere von Hochschu-
len und Wirtschaft unter- und miteinander, zusätzliche
Potentiale der deutschen Forschung zu erschließen und
die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses zu
verbessern (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 25).

57. Damit kreative Ideen zu einem wirtschaftlichen Er-
folg werden können, muss die Markteinführung neuer
Produkte urheber- und patentrechtlich abgesichert sein.
Die Bundesregierung hat dazu eine FuE-Förderinitiative
gestartet. Mit ihr werden die Entwicklung technischer
Kopierschutzverfahren wie Produktkennzeichnungen bei
der Herstellung oder kopiergeschützte Schlüsselkompo-
nenten gefördert (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 26).

58. Die Bundesregierung arbeitet an dem Aktionspro-
gramm „Informationsgesellschaft Deutschland 2010“
(iD2010). Mit iD2010 werden die IKT-relevanten As-
pekte der Innovations- und Wettbewerbspolitik mit Ele-
menten der Verwaltungsmodernisierung und gesellschaft-
lichen Teilhabe zu einer einheitlichen Strategie der
Bundesregierung verbunden (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 27).
Das Aktionsprogramm soll in inhaltlichem und zeitlichen
Zusammenhang mit dem „IT-Gipfel“ der Bundesregie-
rung im Herbst 2006 vorgestellt werden.

59. Gemeinsam mit Wirtschaft und Wissenschaft erar-
beitet die Bundesregierung derzeit ein neues Forschungs-
programm IKT 2020 (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 28). Damit
sollen im Bereich IKT die Verbundforschung ausgebaut
und die Verwertung von Forschungsergebnissen verbes-
sert werden. Gleichzeitig soll sichergestellt werden, dass
Projektförderung und die IT-Forschungsaktivitäten der
institutionellen Forschungslandschaft passgenau ineinan-
der greifen.

60. Von entscheidender Bedeutung für die Zukunftsfä-
higkeit sowohl der Energieversorgung als auch der Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen und europäischen
Wirtschaft sind moderne Energietechnologien. Die Bun-
desregierung wird die Mittel für Energieforschung und
Innovation bis 2009 gegenüber 2005 um mehr als
30 Prozent aufstocken und so im Zeitraum von 2006 bis
2009 mit insgesamt 2 Mrd. Euro vor allem moderne
Kraftwerkstechnologien, Technologien und Verfahren für
energieoptimiertes Bauen, erneuerbare Energien, die nu-
kleare Sicherheits- und Endlagerforschung sowie ein Na-
tionales Innovationsprogramm im Bereich Wasserstoff
und Brennstoffzellen fördern (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 29). 

61. In der kommenden Förderperiode wird das Ziel der
EU-Strukturfonds, den Rückstand strukturschwacher Re-
gionen zu verringern, enger verzahnt mit den Zielen der
Lissabon-Strategie. Innovation und Ausbau der Wissens-
gesellschaft stellen ein strategisches Ziel der deutschen
Entwicklungsstrategie für die EU-Strukturfonds dar. Da-
mit besteht für die Länder die Möglichkeit auch Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zu fördern, soweit
sie einen konkreten Beitrag zur Förderung des regionalen
Innovationspotentials leisten. Dies kann im Bereich un-
ternehmensorientierter Weiterbildung, in der Durchfüh-
rung von Verbundprojekten mit KMU oder in der Vernet-
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zung mit regionalen Unternehmen geschehen. Es werden
Anreize gegeben, Forschungsergebnisse aus dem Euro-
päischen Forschungsrahmenprogramm in und für die Re-
gion zu verwerten. Zudem wird eine erhöhte Nutzung der
Potenziale inter-regionaler Zusammenarbeit sowie eine
Effizienzsteigerung des Mitteleinsatzes (z. B. Umorien-
tierung auf revolvierende Fonds) angestrebt.

3.1.2 Bildungssysteme stärken

62. Die Innovationskraft hängt entscheidend von der be-
ruflichen Qualifikation der hier lebenden Menschen ab.
Der strukturelle Wandel in Richtung jener Wirtschafts-
zweige, die überdurchschnittlich hoch qualifizierte Men-
schen beschäftigen, wird sich fortsetzen. Damit steigt der
Bedarf an qualifizierten Bildungsabschlüssen. Der demo-
grafische Wandel wird die Zahl junger Menschen, die in
den Arbeitsmarkt eintreten, absehbar verringern. Es droht
ein Mangel an gut ausgebildeten Fachkräften – der
zentralen Ressource des Hochtechnologiestandortes
Deutschland. 

Die Bildungspolitik liegt in Deutschland primär in der
Zuständigkeit der Länder. Diese entwickeln zur Steige-
rung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands als Wissen-
schaftsstandort Maßnahmen zur Heranbildung und Ver-
besserung des wissenschaftlichen Nachwuchses, durch
Einführung zusätzlicher Qualifizierungswege oder durch
Fördermaßnahmen und auf den Nachwuchs ausgerichtete
Forschungsprojekte.

Die Bundesregierung hat ihrerseits eine übergreifende
Strategie zur Nachwuchsförderung erarbeitet, die an vier
Punkten ansetzt: Einer modernen beruflichen Bildung,
der Begabtenförderung, der Förderung wissenschaftlicher
Talente und der Gewinnung des internationalen Spitzen-
Nachwuchses. Die Förderung von Begabten an Hoch-
schulen und in der beruflichen Bildung wurde um
8 Prozent auf rund 107 Mio. Euro aufgestockt (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 30). 

63. Um die Hochschulen bei der Qualifizierung des
Nachwuchses für die Wissensgesellschaft zu unterstüt-
zen, planen Bund und Länder einen Hochschulpakt 2020
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 31). Die Wissenschaftsminister
von Bund und Ländern haben sich im Mai 2006 auf die
Kernziele des Hochschulpaktes und die weitere Vorge-
hensweise verständigt. Ziel der Hochschulpolitik in
Deutschland ist es, die Wettbewerbsfähigkeit der Univer-
sitäten und ihre Attraktivität zu steigern. Hierzu ist zum
einen die europaweite Vergleichbarkeit von Struktur und
Organisation der Ausbildung wichtig, zum anderen sind
die Kapazitäten in quantitativer Hinsicht zu steigern so-
wie weitere Maßnahmen zur Sicherung einer hohen Qua-
lität zu ergreifen. Dafür werden im Zuge der Einführung
von Bachelor- und Masterstudiengängen alle Studien-
gänge, also auch die Entrepreneurship-Lehrangebote mo-
dularisiert und in ein Credit-Point-System eingebunden
(Bologna-Prozess). Zudem sollen die Übergänge zwi-
schen verschiedenen Teilen des Bildungssystems verein-
facht werden, z. B. zwischen beruflicher Bildung, Fort-
und Weiterbildung sowie Hochschulbildung.

64. Um die Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen wei-
ter zu steigern, haben die Länder ihre Forschungsförde-
rung auf Netzwerke, Cluster und Exzellenzverbünde fo-
kussiert. Sie gewährleisten mit zahlreichen Maßnahmen
das bisher gute Abschneiden der Hochschulen in den
Europäischen Forschungsrahmenprogrammen. Besonde-
res Augenmerk der Länder liegt auf Maßnahmen zur Pro-
filbildung und Wettbewerbsfähigkeit ihrer Hochschulen.
Dazu gehört die in zahlreichen Landeshochschulgesetzen
erfolgte Stärkung der Autonomie und Eigenverantwort-
lichkeit und Handlungsfähigkeit. Angesichts der stark
steigenden Studierendenzahlen werden zusätzliche Stu-
dienplätze gebraucht. Die Länder übernehmen hierbei
– bei aller Unterschiedlichkeit der Ausgangslage – die
Verantwortung, den Ausbau für die kommende Genera-
tion zu gewährleisten (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 32).

65. Mit dem „Innovationskreis Berufliche Bildung“ soll
unter Mitarbeit der Länder die berufliche Bildung mittel-
und langfristig verbessert werden (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 33). Zentrale Themen sind die Entwicklung von
gemeinsamen Strategien zur Modernisierung der Berufs-
ausbildung und die Verbesserung des Übergangsmanage-
ments (berufsvorbereitende Maßnahmen für den Über-
gang von der allgemein bildenden Schule in die
Ausbildung). Außerdem soll die berufliche Aus- und
Weiterbildung verzahnt und die Durchlässigkeit zwischen
den verschiedenen Segmenten des Bildungsbereichs er-
höht werden. Die nationalen Reformen sollen stärker auf
die europäische Berufsbildungsentwicklungen abge-
stimmt werden. Mit dem „Nationalen Pakt für Ausbil-
dung und Fachkräftenachwuchs (siehe auch Tz 144 und
Tabelle 1, lfd. Nr. 34) soll ein bedarfsgerechtes Ausbil-
dungsangebot sicher gestellt werden. Ein zentrales Instru-
ment zur Verbesserung regionaler Ausbildungsstrukturen
und Gewinnung zusätzlicher betrieblicher Ausbildungs-
plätze ist das Ausbildungsstrukturprogramm „Jobstarter“
mit einem Finanzvolumen von 100 Mio. Euro für die
kommenden vier Jahre einschließlich Mittel des Europäi-
schen Sozialfonds (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 35).

66. Im Bereich der Schule geht es insbesondere vor dem
Hintergrund der Pisa-Studien darum, die Kompetenzen
der Schüler weiter zu verbessern, die Abhängigkeit des
Bildungserfolges von der sozialen und ethnischen Her-
kunft der Schüler zu verringern und die Anzahl der Schul-
abgänger ohne Abschluss zu reduzieren. Dafür sind so-
wohl Maßnahmen im vorschulischen und schulischen, als
auch im außerschulischen Bereich notwendig (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 36 bis 39). Für die Umsetzung sind die
Länder zuständig. Mit dem im Sommer 2006 gestarteten
Bundesmodellprogramm „2. Chance für Schulverweige-
rer“ werden Schulverweigerer in die Schulen reintegriert
und auf dem Weg zum angestrebten Schulabschluss be-
gleitet (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 40).

67. Im Rahmen eines „Nationalen Integrationsplans“
sollen unter Beteiligung aller staatlichen Ebenen und ge-
sellschaftlich betroffenen Gruppen konkrete Vorschläge
zur Verbesserung der Bedingungen für die Integration
von Zuwanderern erarbeitet werden. Dazu soll insbeson-
dere der Bildungserfolg von Kindern und Jugendlichen
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mit Migrationshintergrund durch eine intensivere vor-
schulische und schulische Sprachförderung sowie durch
eine bessere Förderung in Schule und Berufsausbildung
verbessert werden (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 43)

68. Die Förderung und die Weiterentwicklung lebens-
langen Lernens ist ein zentrales Thema in allen Bildungs-
sektoren (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 44). Um möglichst viele
Menschen zur aktiven Mitgestaltung zu befähigen, müs-
sen die Rahmenbedingungen weiter verbessert werden.
Im „Innovationskreis Weiterbildung“ erarbeiten hochran-
gige Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und
Praxis bis zum Sommer 2007 Empfehlungen für die Stär-
kung der Weiterbildung. Die Bundesregierung hält eine
fundierte nationale Bildungsforschung auf der Basis von
empirischen Grundlagen für notwendig, um das Bil-
dungssystem effektiv weiter zu entwickeln. Im Sommer
2006 soll ein Rahmenkonzept für die strukturelle Stär-
kung der Bildungsforschung vorliegen. Geplant ist u. a.
der Aufbau eines nationalen Bildungspanels. Im Juni
2006 haben Bund und Länder den ersten nationalen Bil-
dungsbericht „Bildung in Deutschland“ vorgelegt, mit
dessen Erstellung ein unabhängiges Expertenkonsortium
beauftragt wurde. 

3.2 Märkte öffnen und Wettbewerbsfähigkeit 
stärken

3.2.1 Wettbewerb voranbringen und gestalten
69. Die Politik der Bundesregierung ist darauf ausge-
richtet, den gemeinsamen Binnenmarkt in einem vergrö-
ßerten Europa auszubauen. Ein Schwerpunkt ist dabei die
Öffnung netzgebundener Märkte in Deutschland. Infra-
struktur und Netze sind dort zu öffnen, wo es für einen in-
tensiveren Wettbewerb zu Gunsten der Kunden erforder-
lich ist. Gleichzeitig müssen Anreize für Investitionen in
neue Infrastrukturbereiche erhalten bleiben, damit sich
neue Technologien ausbreiten können. Der Regulierungs-
rahmen darf demzufolge Innovationen nicht verhindern,
gleichzeitig allerdings eine Imitation durch Nachahmer
nicht unterbinden (gleiche Ausgangsbedingungen schaf-
fen).

70. Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung im
Rahmen der derzeit laufenden Novellierung des Telekom-
munikationsgesetzes auch eine Vorschrift zur Regulie-
rung neuer Märkte vorgeschlagen, mit der Infrastrukturin-
vestitionen und Innovationen gefördert werden sollen
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 45). Die Vorschrift ist technologie-
neutral formuliert und gilt übergreifend für den Festnetz-
bereich ebenso wie für den Mobilfunk oder die Kabel-
netze. Neue Märkte werden hierbei nur unter besonderen
Voraussetzungen (langfristige Behinderung des Wettbe-
werbs) der sektorspezifischen Regulierung unterworfen
und auch im Falle der Regulierung kommt der gesetzli-
chen Zielsetzung der Investitions- und Innovationsförde-
rung besondere Bedeutung zu. Daneben verfolgen Bund
und Länder gemeinsam das Ziel, die Medienordnung in
Deutschland (Rundfunk – Neue Dienste – Telekommuni-
kation) dahingehend fortzuentwickeln, dass die Vorschrif-
ten unabhängig vom Verbreitungsweg sind, entwicklungs-
offen ausgestaltet und vereinfacht werden. Der von der

Bundesregierung beschlossene Entwurf für ein Teleme-
diengesetz und der Entwurf des 9. Rundfunkänderungs-
staatsvertrags der Länder tragen dem Rechnung (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 46).

71. Im Jahr 2005 wurden mit der Umsetzung des
2. Binnenmarktpakets in deutsches Recht die Vorausset-
zungen für einen funktionierenden Wettbewerb auf den
Strom- und Gasmärkten weiter verbessert. Schwerpunkt
seit 2005 ist die administrative Umsetzung dieser Rege-
lungen, um einen diskriminierungsfreien Zugang zu den
Strom- und Gasnetzen sicherzustellen, sowie die Vorbe-
reitung der so genannten Anreizregulierung (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 47).

72. In der mit der Regulierung des Netzzugangs betrau-
ten Bundesnetzagentur sind mittlerweile gut 130 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im Energiebereich tätig. Die
zurzeit durchgeführte Prüfung der Netznutzungsentgelte
hat bereits zu ersten Korrekturen geführt. Außerdem hat
die Bundesnetzagentur Vorschläge zu einer Anreizregu-
lierung (Verbesserung der Effizienz des Netzbetriebs)
vorgelegt, die Basis für eine entsprechende Rechtsverord-
nung sein werden. Des Weiteren arbeitet sie daran, bis
Oktober 2006 ein effektives Zugangsmodell zu den Gas-
netzen zu verwirklichen.

73. Neben der Regulierung der Netznutzungsentgelte
sollen verstärkte Aktivitäten der Kartellbehörden den
Wettbewerb fördern. So wird zurzeit geprüft, ob Preise
von Gasversorgungsunternehmen mit marktbeherrschen-
der Stellung sachlich gerechtfertigt sind. Die deutschen
Kartellbehörden arbeiten auch eng mit der europäischen
Kartellbehörde bei der derzeitigen Untersuchung des
Gas- und Stromsektors zusammen. 

74. Ein schnellerer Ausbau sowohl der nationalen als
auch der grenzüberschreitenden Energienetze soll durch
eine Verkürzung der Planungszeiten erleichtert werden.
Mit der Verabschiedung der entsprechenden Regelung,
die sich zurzeit im Gesetzgebungsprozess befindet, wird
für Ende des Jahres gerechnet (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 48).
Mit dem Ziel einer verbesserten grenzüberschreitenden
Kooperation insbesondere im Engpassmanagement enga-
giert sich die Bundesregierung in europäischen regiona-
len Initiativen im Elektrizitätsbereich (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 49).

75. Faire Wettbewerbsbedingungen und gleichberech-
tigter Zugang zu den Märkten ohne bürokratische Belas-
tung schaffen Innovationsanreize und führen zu verbes-
sertem Ressourceneinsatz. Die Bundesregierung passt
daher das nationale Wettbewerbsrecht im Bereich des Le-
bensmitteleinzelhandels an die Gegebenheiten des Mark-
tes an, um damit die Wettbewerbsbedingungen vor allem
für die kleinen und mittleren Unternehmen der Branche
zu verbessern (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 50).

3.2.2 Wachstumsorientierte Märkte in den 
Mittelpunkt stellen

76. Wachstum und zukunftsfähige Arbeitsplätze in
Deutschland setzen eine Konzentration auf zukunfts-
orientierte Märkte voraus. Gerade die Märkte für Bio-,
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Gen- und Nanotechnologie enthalten enorme Wachstum-
spotenziale. Die Informations- und Kommunikationstech-
nologien werden in noch stärkerem Maße als bisher alle
Bereiche des täglichen Lebens, von Wirtschaft und Tech-
nik und zunehmend auch der Umwelt durchdringen. Des-
halb verstärkt die Bundesregierung ihre Anstrengungen
für einen Ausbau der Märkte durch branchenspezifische
Forschungs- und Bildungsförderung, Netzwerkbildung
und die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen. Die
Förderung der Innovationsfähigkeit von Unternehmen
und die Entwicklung eines innovativen Umfeldes sind
auch ein zentrales Anliegen der EU-Strukturpolitik.

77. Der Markt für sicherheitstechnische Produkte und
Dienstleistungen hatte im Jahr 2005 allein in Deutschland
ein Umsatzvolumen von 10 Mrd. Euro, von denen
3,6 Mrd. Euro auf die IT-Sicherheit entfielen. Die Bran-
che weist zudem ein hohes Wachstum auf. Daran wird
deutlich, dass innovative Sicherheitslösungen nicht nur
der Erhöhung der Sicherheit dienen, sondern auch über
ein großes wirtschaftliches Potenzial verfügen. Die Bun-
desregierung wird deshalb ein nationales ziviles Sicher-
heitsforschungsprogramm auflegen (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 51).

78. Zudem werden die für die laufende Legislaturperi-
ode geplanten Schritte in der Nanotechnologie in einer
„Nano-Initiative 2010“ gebündelt und Ende 2006 vorge-
legt. Die Nanotechnologie soll damit aus den Laboren der
Wissenschaft in die Unternehmen geholt werden (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 52).

3.2.3 Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
stärken

79. Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit muss die In-
dustriepolitik auf die Verbesserung des unternehmeri-
schen Regelungsumfeldes ausgerichtet werden, das in-
zwischen überwiegend auf EU-Ebene geprägt wird. Die
Bundesregierung unterstützt deshalb in Brüssel die indus-
triepolitischen Anstrengungen der Europäischen Kom-
mission zur Stärkung von Wachstum und zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit. Eine besondere Bedeutung fällt
dabei den branchenspezifischen Initiativen zu, die auf na-
tionaler Ebene durch entsprechende Initiativen sowie eine
besser ausgerichtete Innovations- und Technologieförde-
rung begleitet und ergänzt werden (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 53 bis 57). Eine erste Novellierung des Erneuerbare
Energien-Gesetzes sowie die am 1. August 2006 in Kraft
getretene Reform der Energiebesteuerung sollen die
Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver Industrien ver-
bessern (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 97 und 96).

Mit der Neuauflage des Luftfahrtforschungsprogramms
wird die Technologieförderung im Bereich der Luftfahrt-
industrie forciert. Im Rahmen der High-Tech-Strategie für
Deutschland sind hierfür zusätzliche Haushaltsmittel zur
Schaffung international vergleichbarer Förderrahmenbe-
dingungen und zur Stärkung der Innovationsfähigkeit der
deutschen Luftfahrtindustrie bereitgestellt worden. Ge-
genüber dem ersten Entwurf für den Haushalt 2006 vom
Frühjahr 2005 mit 190 Mio. Euro für die Jahre 2007 bis
2012 wird eine deutliche Aufstockung erfolgen.

Die FuE-Förderung aus dem Programm „Schifffahrt und
Meerestechnik für das 21. Jahrhundert“ und die Innova-
tionsförderung aus dem Programm „Innovativer Schiff-
bau sichert wettbewerbsfähige Arbeitsplätze“ werden in
eine maritime Innovationsförderung aus einem Guss inte-
griert. Die Förderung von Schifffahrt und Meerestechnik
ist damit ein wichtiger Bestandteil der Hightech-Strategie
für Deutschland, für den die Bundesregierung die Mittel
zur Förderung von FuE von 11,9 Mio. Euro in 2005 auf
26 Mio. Euro in 2009 erhöhen wird.

80. Aus dem 6-Mrd.-Euro-Sonderprogramm für For-
schung und Entwicklung der Bundesregierung wurden
20 Mio. Euro für die „Forschungsinitiative Zukunft Bau“
(im Zeitraum 2006 bis 2009) bereitgestellt. Damit werden
die Forschungsmittel im Baubereich in dieser Legislatur-
periode auf insgesamt 28 Mio. Euro erhöht. Ziel der For-
schungsinitiative Zukunft Bau ist es, die Wettbewerbsfä-
higkeit des deutschen Bauwesens – insbesondere kleiner
und mittelständischer Unternehmen, die den Großteil der
Bauindustrie ausmachen – im europäischen Binnenmarkt
zu stärken (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 58). Damit wird die In-
novationskraft und Leistungsfähigkeit insbesondere klei-
ner und mittelständischer Unternehmen verbessert, die
aus eigener Kraft keine Forschung betreiben können.

3.3 Rahmenbedingungen für 
unternehmerische Tätigkeit stärken

3.3.1 Mehr Freiräume für private Initiativen 
schaffen

Bürokratieabbau

81. Die Bundesregierung hat den Bürokratieabbau und
die Deregulierung ebenso wie die umfassende Moderni-
sierung von Staat und Verwaltung in einem ersten Schritt
durch ein Artikelgesetz (Erstes Gesetz zum Abbau büro-
kratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständi-
schen Wirtschaft) vorangetrieben und damit vor allem
mittelständische Unternehmen von unnötiger Bürokratie
und wachstumshemmender Überregulierung befreit (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 59). Ein weiteres Element ist die Einfüh-
rung des Standard-Kosten-Modells (SKM) auf Bundes-
ebene und in ersten Modellversuchen auf Länderebene
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 60). Im Bundeskanzleramt wird
ein Normenkontrollrat (NKR) als unabhängiges Kontroll-
und Beratungsgremium eingerichtet. Er soll bestehende
und insbesondere neue Normen auf dadurch verursachte
Bürokratiekosten prüfen, ohne die politischen Regelungs-
und Zielfestlegungen in Frage zu stellen (vgl. Tabelle 1,
lfd. Nr. 61). Das Programm „Bürokratieabbau und Bes-
sere Rechtsetzung“ der Bundesregierung schließt an die
im Juli 2003 von der Bundesregierung beschlossenen „In-
itiative Bürokratieabbau“ an. Weiterhin werden auch die
„Vorschläge zum Bürokratieabbau und zur Deregulierung
aus den Regionen“ (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 62) sowie das
Projekt zur Bereinigung des Bundesrechtes fortgesetzt.

82. Auch auf Länderebene wurden zur Begrenzung der
Regelungsdichte und zum Abbau von Normen und Ver-
waltungsvorschriften eine Reihe von Maßnahmen ergrif-
fen. Dabei handelt es sich um einen kontinuierlichen Pro-
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zess, der fester Bestandteil des Handelns der Exekutive
ist. Dazu haben die Länder Maßnahmen für eine strikte
Normprüfung und Beschränkung auf das zwingend Not-
wendige ergriffen. Genehmigungspflichten wurden be-
reits reduziert und durch Anzeigen oder Einführung von
Genehmigungshöchstfristen mit Fiktionswirkung ersetzt.
Zudem werden Schwellenwerte eingeführt und Maßnah-
men zur Verfahrensbeschleunigung umgesetzt. Zur Ver-
einfachung der öffentlichen Förderung werden durch die
Länder Bagatellförderungen abgebaut, Pauschalen und
Festbeträge eingeführt sowie Verwaltungsverfahren zu-
sammengelegt. Mit einer bürgernahen und effizienten
Verwaltung werden bürokratische Hürden abgebaut. Die
Einheit der Verwaltung sorgt für integrierte Entscheidun-
gen. So werden Energien und Ressourcen für andere Auf-
gaben freigesetzt (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 63).

83. Die Bundesregierung hat darüber hinaus Maßnah-
men auf den Weg gebracht, um das Vergaberecht zu ver-
einfachen und den Leistungswettbewerb zu stärken (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 64). Zum einen wurden die zwingenden
Vorgaben der im Jahr 2004 überarbeiteten EG-Vergabe-
richtlinien in das deutsche Recht umgesetzt. Dies gilt
etwa für die transparente Gewichtung von Zuschlagskri-
terien durch den Auftraggeber und den zwingenden Aus-
schluss unzuverlässiger Unternehmen. Hierzu wurde die
Vergabeverordnung geändert, die ihrerseits auf die geän-
derten Verdingungsordnungen VOL/A, VOB/A und VOF
verweist. Zum anderen wurden Schwerpunkte für die
Vereinfachung des Vergaberechts im bestehenden System
verabschiedet. Sie sehen insbesondere mehr Transparenz,
weniger Bürokratie, eine mittelstandsgerechte Ausgestal-
tung und mehr Effizienz beim Rechtsschutz vor. Die Bun-
desregierung wird bis Ende 2006 einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorlegen.

Verwaltung schlank und adressatenorientiert 
gestalten

84. Eine innovative und effiziente öffentliche Verwal-
tung ist ein entscheidender Faktor zur Stärkung des Wirt-
schaftstandortes Deutschland und somit ein wesentlicher
Beitrag für mehr Wachstum und Beschäftigung. Deshalb
werden innovative Lösungen genutzt, um die Dienstleis-
tungen der öffentlichen Verwaltung einfacher, schneller
und kompetenter den Bedürfnissen der Wirtschaft sowie
der Bürgerinnen und Bürger angepasster und effizienter
anbieten zu können. Bereits begonnene Maßnahmen zur
Vereinfachung von Verwaltungsabläufen und Prozess-
optimierungen, insbesondere im Bereich der Massenver-
fahren, werden fortgeführt. Im September 2006 wird die
Bundesregierung ein Programm für eine effiziente und in-
novative Verwaltung vorlegen. Durch die darin festgeleg-
ten Maßnahmen zur ebenenübergreifenden Zusammen-
arbeit, zur Bündelung und Professionalisierung interner
Dienstleistungen, Konzentration auf Kernaufgaben, Nut-
zung von Synergieeffekten durch Prozessoptimierung
und IT-Einsatz baut die öffentliche Verwaltung Bürokra-
tie ab und schafft innovationsfördernde Rahmenbedin-
gungen für Unternehmen. Dabei setzt die Bundesregie-
rung den mit BundOnline und Deutschland-Online
begonnenen Weg fort und richtet die wichtigsten Online-

Dienste am Bedarf der Nutzer und verwaltungsebenen-
übergreifend aus. Das neue E-Government-Programm
und die Maßnahmen zum Schutz der Informationsinfra-
strukturen sollen im Zusammenhang mit dem „IT-Gipfel“
der Bundesregierung im Herbst 2006 vorgestellt werden
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 65 und 66).

Erfolgreiche Außenwirtschaftspolitik weiter 
entwickeln – externe Dimension der 
Wettbewerbsfähigkeit

85. Der Außenhandel ist Motor der deutschen Wirt-
schaft. Wie in keinem anderen Land vergleichbarer Größe
sind deutsche Unternehmen in die internationale Arbeits-
teilung eingebunden. Deutschland war im Jahr 2005 zum
dritten Mal in Folge Weltmeister beim Warenexport und
wird dies voraussichtlich auch 2006 wieder sein. Jeder
fünfte Arbeitsplatz in Deutschland hängt davon ab, dass
deutsche Produkte und Leistungen sich auf den Welt-
märkten durchsetzen. Insgesamt liegt der Anteil der Ex-
porte am BIP gegenwärtig bei 35 Prozent.

86. Aus diesem Grund ist die Außenwirtschaftspolitik
ein zentraler Teil der deutschen Beschäftigungs- und
Wachstumspolitik. Wichtiges Ziel der Außenwirtschafts-
politik der Bundesregierung ist deshalb neben der Außen-
wirtschaftsförderung und –finanzierung (vgl. Tabelle 1,
lfd. Nr. 76) die Schaffung weltweit gültiger Rahmenbe-
dingungen, unter denen sich Handel und Wettbewerb
möglichst frei entfalten können. Hohe Priorität haben da-
her trotz der gegenwärtig schwierigen Situation bei den
laufenden WTO-Verhandlungen die Fortentwicklung der
multilateralen Welthandelsregeln und der erfolgreiche
Abschluss der Doha-Welthandelsrunde. Dies bedeutet
insbesondere Öffnung der europäischen Märkte für Han-
del und Investitionen, besserer Marktzugang in Drittlän-
dern, Abbau von Handelshemmnissen und Schutz vor
unfairem Wettbewerb, weltweit verbesserter Schutz geis-
tiger Eigentumsrechte sowie verbesserter und sicherer
Zugang zu öffentlichen Beschaffungsmärkten und inter-
nationalen Rohstoffen. 

87. Zudem ist die konkrete Begleitung deutscher Unter-
nehmen bei ihren Aktivitäten im Ausland eine wichtige
Aufgabe. Zu diesem Zweck werden die Instrumente der
Außenwirtschaftsförderung weiterentwickelt und noch
stärker auf die mittelständischen Unternehmen ausgerich-
tet. Das Netz der deutschen Auslandshandelskammern
wird daher in Zusammenarbeit mit der deutschen Wirt-
schaft weiter ausgebaut. Des Weiteren werden Außen-
wirtschaftsinstrumente wie Exportkreditgarantien, Inves-
titionsgarantien, politische Flankierung und Messen
insbesondere auf die Bedürfnisse von mittelständischen
Unternehmen zugeschnitten. In der Exportkontrolle wer-
den außerdem die Genehmigungsverfahren weiter be-
schleunigt und entbürokratisiert, unter Beachtung der ein-
gegangenen internationalen Verpflichtungen (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 73).

3.3.2 Finanzplatz Deutschland stärken
88. Mit dem am 28. Juni 2006 im Bundeskabinett ver-
abschiedeten Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Transparenzrichtlinie (2004/39/EG) soll die europaweite
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Transparenz von Kapitalmarktinformationen weiter ver-
bessert werden. Beteiligungen werden durch Einführung
zusätzlicher Meldeschwellen für Stimmrechtsmitteilun-
gen bei börsennotierten Unternehmen transparenter, bei
der Rechnungslegung werden erweiterte Publizitäts-
pflichten eingeführt, Emittenten haben gegenüber
Wertpapierinhabern besondere Informationspflichten,
wichtige Kapitalmarktinformationen werden zentral ge-
speichert und historisiert (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 67).

89. Die momentan in Vorbereitung befindliche Novelle
des Investmentgesetzes soll die Wettbewerbsbedingungen
am Fondsstandort Deutschland weiter verbessern. Sie ist
zugleich der Start für ein Projekt zur Entbürokratisierung
im Finanzmarktsektor. Leitlinie für die Novelle wird wei-
terhin eine konsequente „Eins-zu-eins“-Umsetzung von
Europarecht sein. Ein Inkrafttreten der Novelle ist für das
Jahr 2007 vorgesehen (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 68). 

90. Die Konferenz der Wirtschaftsminister des Bundes
und der Länder hat in ihrer Sitzung vom 7./8. Juni 2006
festgestellt, dass bei der Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für die Mittelstandsfinanzierung und bei der Bele-
bung des Marktes für Wagniskapitalbeteiligung an inno-
vativen mittelständischen Unternehmen kurzfristiger
Handlungsbedarf besteht und daher einstimmig beschlos-
sen, die Weiterentwicklung des Gesetzes über Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften (UBGG) zu forcieren.
Ein entsprechender Gesetzesantrag wurde im Bundesrat
eingebracht.

91. Die Einführung von börsennotierten Immobilienge-
sellschaften in Deutschland (REITs, Real Estate Invest-
ment Trusts) soll den nationalen Immobilienmarkt bele-
ben, indem bessere Rahmenbedingungen für die
Mobilisierung von Immobilienbeständen geschaffen wer-
den. Der Koalitionsvertrag sieht vor, REITs nur einzufüh-
ren, wenn eine verlässliche Besteuerung beim Anleger
sichergestellt werden kann und sich positive wohnungs-
wirtschaftliche Auswirkungen ergeben (vgl. Tabelle 1,
lfd. Nr. 69).

92. Das Gesetz zur Umsetzung der neu gefassten Ban-
kenrichtlinie und der neu gefassten Kapitaladäquanzricht-
linie wurde am 29. Juni 2006 vom Deutschen Bundestag
beschlossen. Mit der Zustimmung des Bundesrates wird
im September 2006 gerechnet. Das Gesetz ist Teil der
Umsetzung der neuen bankaufsichtlichen Eigenkapital-
vorschriften – besser bekannt unter „Basel II“. Sowohl
für die Kreditwirtschaft als auch für die Bankenaufsicht
beinhaltet das Gesetz die bedeutendsten Änderungen seit
zwei Jahrzehnten. Im neuen Regelwerk werden sämtli-
chen Instituten wahlweise sowohl standardisierte Verfah-
ren als auch bankeigene Modelle zur Risikomessung und
Berechnung der Eigenkapitalunterlegung zur Verfügung
stehen. Alle Verfahren haben eines gemeinsam: Sie knüp-
fen die Eigenkapitalunterlegung stärker als bisher an das
Risiko eines Kredites. Damit werden den Banken Anreize
gegeben, die Risiken genauer zu bestimmen und die be-
nötigten Systeme kontinuierlich fortzuentwickeln. Die
Stabilität des Finanzsystems wird davon profitieren. 

Die Änderungen des Kreditwesengesetzes basieren im
Wesentlichen auf Vorgaben der beiden EU-Richtlinien.
Nationale Wahlrechte, die die EU-Richtlinien bieten,
wurden zu Gunsten der Kredit gebenden und Kredit neh-
menden Wirtschaft genutzt. Zu diesen Wahlrechten gehö-
ren auch sämtliche Regelungen zu Gunsten von Mittel-
standskrediten. Das so genannte Mittelstandspaket von
Basel II beinhaltet eine niedrigere Eigenkapitalunterle-
gung für kleinvolumige Kredite und eine stärkere Berück-
sichtigung von Kreditsicherheiten. Dadurch werden auch
Kredite an Handwerker, Freiberufler und Landwirte ent-
lastet. Zur Umsetzung der neuen Eigenkapitalregelungen
in das deutsche Bankenaufsichtsrecht sind neben dem
vorliegenden Gesetzentwurf zwei Rechtsverordnungen
mit technischen Bestimmungen vorgesehen. Den beson-
deren Bedürfnissen kleinerer Institute wurde Rechnung
getragen. Mittlerweile lässt sich sagen, dass das deutsche
Bankensystem insgesamt von den neuen Vorschriften
profitieren wird (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 70).

3.3.3 Corporate Governance verbessern

93. Am 1. November 2005 ist das Gesetz zur Unterneh-
mensintegrität und Modernisierung des Anfechtungs-
rechts (UMAG) in Kraft getreten. Damit können insbe-
sondere Ersatzansprüchen der Gesellschaft gegenüber
ihren Organen durch eine Minderheit von Aktionären
leichter geltend gemacht und auf diese Weise die Unter-
nehmenskontrolle deutlich gestärkt werden. Zugleich
werden Missbräuche im Zusammenhang mit der Anfech-
tungsklage eingeschränkt. Die Neuregelungen sind be-
reits in der Hauptversammlungssaison 2006 zum Einsatz
gekommen und haben sich praktisch bewährt (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 71).

3.3.4 Junge und kleine Unternehmen 
unterstützen

94. Besonderes Anliegen der Bundesregierung ist es,
ein wirtschaftlich günstiges Umfeld für Unternehmens-
gründungen und selbständige Beschäftigung zu schaffen,
bürokratische Hemmnisse abzubauen und zugleich die In-
novationskraft und den Ideenreichtum der kleinen und
mittleren Unternehmen voll auszuschöpfen. Wesentliche
Maßnahmen für kleine und mittlere Unternehmen sind in
einer Mittelstandsinitiative der Bundesregierung zusam-
mengefasst worden (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 72 und 73).
Die Initiative zielt darauf ab, Impulse für mehr Wachstum
im Mittelstand zu setzen, unter anderem durch

– die Schaffung günstigerer steuerlicher Rahmenbedin-
gungen und die Anregung von Investitionen,

– einen systematischen Abbau von bürokratischen
Hemmnissen,

– Maßnahmen zur Förderung von Existenzgründungen,

– die Stärkung der Innovationsfähigkeit des Mittelstan-
des,

– die Modernisierung der beruflichen Bildung und die
Sicherung des Fachkräfte-Nachwuchses,



Drucksache 16/2467 – 18 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
– die Verbesserung der Finanzierungssituation zur Er-
leichterung der Investitionstätigkeit,

– Maßnahmen zur Mobilisierung von mehr Wagniskapi-
tal für High-Tech-Gründer und junge Technologie-
unternehmen 

– Maßnahmen zur Unterstützung der außenwirtschaftli-
chen Aktivitäten des Mittelstandes.

Zur Verbesserung der Bedingungen für den Mittelstand
und für Existenzgründungen tragen die Länder u. a. mit
One-Stop-Shops für Genehmigungen und Förderberatung
sowie mit Verbesserungen im Vergabeverfahren und einer
zügigen Abwicklung von Zahlungsverpflichtungen der
öffentlichen Hand bei. 

95. Mit der Einführung des zentralen Informationssys-
tems „startothek“ zum 1. Januar 2006 wurde vom Bund
ein Instrument für „Einheitliche Ansprechpartner“ ge-
schaffen, in dem alle gründungsrelevanten Erfordernisse,
wie Gesetze, Genehmigungen und Verordnungen auf
Bundes- und Landesebene – 14-tägig aktualisiert – ent-
halten sind. Spezielle kommunale Vorschriften können
auf regionaler Ebene durch Kommunen ergänzt werden.
Kammern, Kommunen, Wirtschaftsfördergesellschaften
sowie freiberufliche Unternehmensberater können durch
die „startothek“ den administrativen Aufwand einer Exis-
tenzgründung reduzieren, weil nunmehr die für Gründun-
gen wichtigen Informationen an einem Ort stets aktuell
zur Verfügung stehen (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 74). 

96. Anfang Juni 2006 hat die Wirtschaftsministerkon-
ferenz den Bund-Länder-Ausschuss „Mittelstand“ beauf-
tragt, bis zur Herbstkonferenz 2006 ein Konzept für ein
abgestimmtes und kohärentes Fördersystem von Bund
und Ländern für die Gründungsberatung zu entwickeln.
Eckpunkte für dieses Konzept sind regionale Anlaufstel-
len für Gründer, die Festlegung des Förderzeitraums der
Gründungsberatung auf fünf Jahre und länderindividuelle
Ergänzungen. Im Jahr 2007 soll die neue Beratungsförde-
rung in Deutschland umgesetzt werden (vgl. Tabelle 1,
lfd. Nr. 75). Auch die Nutzung der EU-Strukturfonds
wird sich zukünftig vermehrt auf die Verbesserung der
Rahmenbedingungen für Unternehmen, insbesondere
KMU, richten.

97. Der von Bund, Kreditanstalt für Wiederaufbau und
mehreren Industrieunternehmen als Public Private Part-
nership implementierte High-Tech Gründerfonds fördert
durch die Bereitstellung von Beteiligungskapital techno-
logiebasierte Unternehmensgründungen. Damit ist ein
wichtiger Beitrag geleistet worden, um die Finanzie-
rungsbedingungen für die kommerzielle Verwertung aus-
sichtsreicher Forschungsergebnisse zu verbessern. 

Der High-Tech Gründerfonds finanziert F&E-basierte
Technologieunternehmen, deren Gründung weniger als
ein Jahr zurückliegt und die die KU-Definition der EU-
Kommission erfüllen, sowie Neugründungen, vornehm-
lich im Hochtechnologiesektor. Der Fonds investiert aus-
schließlich in Deutschland. Darüber hinaus muss wahr-
scheinlich sein, dass die zu entwickelnden und zu
vermarktenden Produkte, Verfahren und wissenschaft-

lich-technischen Dienstleistungen deutliche Wettbe-
werbsvorteile und nachhaltige Marktchancen auf dem re-
levanten Markt erwarten lassen. Die Unternehmen
müssen außerdem wachstumsorientiert sein und über ein
Management verfügen, das über das notwendige techno-
logische und grundsätzlich auch über das kaufmännische
Know-how verfügt. Der Fonds ist mit einem Volumen
von insgesamt 262 Mio. Euro ausgestattet und hat seine
operative Tätigkeit im August 2005 aufgenommen.

3.3.5 Steuern wachstumsorientiert gestalten
98. Eine zentrale Herausforderung der kommenden
Jahre besteht darin, die Ziele einer strukturellen Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte einerseits sowie eine
steuerpolitische Weichenstellung für mehr Wachstum und
Beschäftigung andererseits gleichermaßen zu erreichen.
Die Sicherstellung der Tragfähigkeit der öffentlichen Fi-
nanzen verbunden mit einer Verbesserung der Qualität
der öffentlichen Ausgaben hat dabei hohe Priorität. Aus
diesem Grund verfolgt die Bundesregierung eine Doppel-
strategie, die in einem ausgewogenen Gesamtpaket auf-
einander abgestimmter Maßnahmen zur Konsolidierung
und zur Unterstützung des Wachstums besteht. Die Steu-
erpolitik ist darin eingebettet.

99. Bereits zum 1. Januar 2006 wurden drei Gesetze mit
einer Reihe steuerlicher Maßnahmen in Kraft gesetzt, die
der Stabilisierung der Steuerbasis dienen. Mit dem Gesetz
zur Abschaffung der Eigenheimzulage vom 22. Dezem-
ber 2005 wurde die steuerliche Einzelsubvention mit dem
höchsten Volumen im Bundeshaushalt für Neufälle gestri-
chen. Die mit der Abschaffung verbundenen Steuermehr-
einnahmen, die sich auf ca. 6 Mrd. Euro bei voller Jahres-
wirkung belaufen, sind zur Haushaltskonsolidierung
unverzichtbar. Mit dem Gesetz zur Beschränkung der
Verlustverrechnung im Zusammenhang mit so genannten
Steuerstundungsmodellen vom 22. Dezember 2005
wurde deren Attraktivität eingeschränkt, insbesondere
von Medienfonds. Verluste aus diesen konzeptionell an-
gelegten Fonds können nunmehr nur noch mit späteren
positiven Einkünften aus derselben Einkunftsquelle ver-
rechnet werden. Bereits in diesem Jahr wird mit Steuer-
mehreinnahmen in Höhe von 550 Mio. Euro gerechnet.
Mit dem Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofort-
programm vom 22. Dezember 2005 wurden ebenfalls
Maßnahmen beschlossen, die der Verbreiterung und Sta-
bilisierung der Steuerbasis dienen. Insbesondere wurde
für Neufälle die Möglichkeit abgeschafft, Mietwohnge-
bäude degressiv abzuschreiben. Außerdem wurden die
begrenzte Steuerbefreiung für Abfindungen und Über-
gangsgelder sowie der Sonderausgabenabzug von priva-
ten Steuerberatungskosten abgeschafft. Über die drei vor-
genannten Gesetze hinaus wurden mit dem Gesetz zur
Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen vom
28. April 2006 Regelungen verabschiedet, die dem Ge-
staltungsmissbrauch und der nicht gerechtfertigten Aus-
nutzung von Gesetzeslücken im Steuerrecht entgegenwir-
ken. Hier werden Steuermehreinnahmen in Höhe von
mehr als 800 Mio. Euro erwartet. Das Gesetz sieht den
Abzug der Anschaffungskosten für Wertpapiere und
Grundstücke sowie Gebäude des Umlaufvermögens erst
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im Zeitpunkt der Veräußerung vor. Außerdem wurde die
steuerliche Abzugsmöglichkeit der privaten Nutzung von
Kraftfahrzeugen im Betriebsvermögen beschränkt und für
die rechtsmissbräuchliche Weitergabe von Tankbelegen
an Dritte eine Ahndungsmöglichkeit eröffnet (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 76 bis 79). 

100. Das Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachs-
tum und Beschäftigung vom 26. April 2006 hilft dabei
die Staatsfinanzen nachhaltig zu sanieren, stärkt die
Wachstumskräfte und regt die Investitionstätigkeit gezielt
an. Das Gesetz ergänzt somit die bisher unternommenen
und noch folgenden Konsolidierungsschritte um Maßnah-
men, die zu einer spürbaren Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für mehr Wachstum und Beschäftigung führen
sollen. Mit Wirkung vom 1. Januar 2006 können Kinder-
betreuungskosten in Höhe von zwei Dritteln der Aufwen-
dungen, höchstens 4 000 Euro je Kind, als Sonderausga-
ben oder wie Werbungskosten geltend gemacht werden.
Außerdem können Aufwendungen für haushaltsnahe
Dienstleistungen und private Erhaltungs- und Moderni-
sierungsaufwendungen in Privathaushalten in Höhe von
20 Prozent der Arbeitskosten bis maximal 600 Euro von
der tariflichen Einkommensteuer abgezogen werden. Für
die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsleistun-
gen für Personen, die schwer behindert sind oder Leistun-
gen der Pflegeversicherung beziehen, verdoppelt sich der
Höchstbetrag auf 1 200 Euro (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 80).
Die degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens wurde befristet für zwei
Jahre auf 30 Prozent angehoben. Außerdem wurde die
Umsatzgrenze bei der Ist-Versteuerung in den alten Bun-
desländern zum 1. Juli 2006 auf 250 000 Euro verdoppelt
und in den neuen Bundesländern bei 500 000 Euro belas-
sen (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 72). 

101. Im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 2006
vom 29. Juni 2006 wird zum 1. Januar 2007 der Regelsatz
der allgemeinen Umsatzsteuer von 16 Prozent auf
19 Prozent angehoben. Die Umsetzsteuererhöhung dient
neben der Haushaltskonsolidierung auch der Finanzierung
der Absenkung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
um 2 Prozentpunkte, von der sowohl Arbeitgeber als auch
Arbeitnehmer profitieren (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 1). 

102. Mit dem bereits verabschiedeten Steueränderungs-
gesetz 2007 vom 19. Juli 2006 wird der Konsolidierungs-
kurs fortgesetzt. Es umfasst weitere Maßnahmen zum
Abbau steuerlicher Vergünstigungen wie z. B. die Be-
schränkung der Entfernungspauschale auf Fernpendler
sowie die Absenkung des Sparerfreibetrages und die Ein-
führung eines Zuschlages auf die Einkommensteuer für
Spitzenverdiener. Andere Maßnahmen wie die Einschrän-
kung der Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für ein
häusliches Arbeitszimmer dienen außerdem der Steuer-
vereinfachung (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 81). Zum 1. Januar
2008 soll eine grundlegende Unternehmensteuerrefom
umgesetzt werden (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 82). Mit der
Reform sollen die Struktur der Unternehmensbesteuerung
und die Position Deutschlands im internationalen Stand-
ortwettbewerb verbessert werden. Die kommunalen
Finanzen sollen verstetigt und der Verlust von Steuer-

substrat wirksam eingedämmt werden. Die Eckpunkte der
Reform wurden am 12. Juli 2006 vom Bundeskabinett be-
schlossen. Die bisherige Körperschaftsteuer und die Ge-
werbesteuer sollen durch eine föderale und eine kommu-
nale Unternehmensteuer mit gemeinsamer, einheitlicher
Bemessungsgrundlage ersetzt werden. Die steuerliche
Gesamtbelastung der Körperschaften soll auf unter
30 Prozent gesenkt werden, und auch die Personenunter-
nehmen sollen von der Reform profitieren.

103. Zum 1. Januar 2007 soll auch unter Berücksichti-
gung des zu erwartenden Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts die Erbschaftsteuer reformiert werden. Dabei
sollen insbesondere auch Regelungen zur Erleichterung
der Unternehmensnachfolge aufgenommen werden (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 83). 

104. Noch in diesem Jahr sollen im Rahmen des am
12. Juli 2006 vom Bundeskabinett beschlossenen Geset-
zes über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung
der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer
steuerrechtlicher Vorschriften die nationalen steuerlichen
Vorschriften zur Umstrukturierung von Unternehmen mo-
dernisiert und an die Vorgaben des europäischen Rechts
angepasst werden. Die erhöhte Flexibilität trägt zur Stei-
gerung der Attraktivität des Investitionsstandortes
Deutschlands bei, und sichert gleichzeitig konsequent
deutsche Besteuerungsrechte. 

105. Die Bundesregierung unterstützt aktiv den Re-
formprozess zur Schaffung einer EU-einheitlichen kör-
perschaftlichen Bemessungsgrundlage. Derzeit wird
diskutiert, wie eine einheitliche steuerliche Bemessungs-
grundlage ermittelt werden kann, um die gegenwärtig in
der Europäischen Union existierenden 25 verschiedenen
Regelwerke zu vereinheitlichen. Ziel dieser Diskussion
ist der Abbau von steuerlichen Hindernissen im Binnen-
markt, um die wirtschaftliche Dynamik und Wettbe-
werbsfähigkeit Europas zu fördern. 

3.3.6 Infrastruktur ausbauen

Mobilität sichern – Infrastruktur auf 
Ressourceneffizienz ausrichten

106. Mobilitätssicherung kann nur gelingen, wenn für
den Erhalt und Ausbau einer modernen und leistungsfähi-
gen Verkehrsinfrastruktur langfristig ausreichende Inves-
titionsmittel bereitgestellt werden. Die Bundesregierung
kommt dieser Verantwortung nach, indem sie die Ver-
kehrsinvestitionen im Zeitraum 2006 bis 2009 um
4,3 Mrd. Euro verstärkt. Die Aufteilung der Investitions-
mittel auf die einzelnen Jahre und Verkehrsträger erfolgt
dabei unter der Prämisse, mit den notwendigen Verkehr-
sprojekten schnell hohe und nachhaltige wirtschaftliche
Effekte, vor allen Dingen Beschäftigungsimpulse und
eine ökologische Bewältigung des Verkehrs zu verbinden.
Gegenüber dem bisherigen Planansatz werden die Inves-
titionsmittel für den Infrastrukturausbau erhöht und auf
diesem Niveau in den Folgejahren verstetigt. Diese Inves-
titionslinie vermittelt Planungs- und Investitionssicher-
heit zur Umsetzung der investitionspolitischen Schwer-
punkte des Bundesverkehrswegeplanes 2003.
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Öffentliche-Private Partnerschaften (ÖPP) stärken 

107. Zur Mobilisierung zusätzlichen Kapitals für ÖPP-
Projekte vor allem im öffentlichen Hochbau wurde be-
reits mit dem ÖPP-Beschleunigungsgesetz für offene
Immobilienfonds die Möglichkeit geschaffen, bis zu
10 Prozent des Portfolios im ÖPP-Bereich einzusetzen
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 84). Die Bundesregierung arbeitet
derzeit an der Weiterentwicklung des ÖPP-Gesetzes.
Ziele sind insbesondere der weitere Abbau von ÖPP-dis-
kriminierenden Regelungen und die stärkere Öffnung von
ÖPP-Projekten für den Mittelstand.

108. Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur sind die Ver-
gabeverfahren für vier Pilotprojekte in 2005 gestartet
worden und verlaufen planmäßig. Bei zwei dieser Verfah-
ren ist der Teilnahmewettbewerb abgeschlossen, bei den
anderen beiden ist der Abschluss des Teilnahmewettbe-
werbs für Sommer/Herbst 2006 vorgesehen. Bezüglich
des am weitesten fortgeschrittenen Projektes – Ausbau
der Bundesautobahn A8 zwischen München und Augs-
burg – liegen Angebote vor, die derzeit bewertet werden.
Ziel ist es, den Zuschlag in der ersten Jahreshälfte 2007
zu erteilen. Der Start des Vergabeverfahrens für das vor-
gesehene fünfte Pilotprojekt ist abhängig von der Bau-
rechtsbeschaffung durch das Land. Gerade auch auf kom-
munaler Ebene bietet ÖPP die Möglichkeit, wichtige
Projekte zu verwirklichen. So wurden zum Beispiel ein
Berufsschulzentrum in Leverkusen, ein Rathaus in Glad-
beck oder das bundesweit größte ÖPP-Projekt für öffent-
liche Schulen im Landkreis Offenbach auf den Weg ge-
bracht.

Beschleunigung von Planungen bei Verkehrswegen 
und Energienetzen

109. Für eine zügige Planung und Genehmigung von
Infrastrukturprojekten hat die Bundesregierung das
Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz auf den Weg
gebracht. Die hiermit einhergehende Effizienzsteigerung
bei Zulassungsverfahren zielt auf die Verbesserung der
Standortbedingungen sowie der Wettbewerbsfähigkeit ab.
Das Gesetz ermöglicht eine Kürzung der Planungszeiten
um bis zu 2,5 Jahre. Der Gesetzentwurf befindet sich seit
Dezember 2005 im parlamentarischen Verfahren und
wird voraussichtlich im Herbst 2006 verabschiedet (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 48).

Ländliche Räume entwickeln – Wettbewerbsfähigkeit 
der Städte verbessern

110. Alle Räume müssen ihrer wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit entsprechend und unter Berücksichtigung
ihrer Stärken einen Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung leisten. Zentraler Ansatzpunkt zur Freiset-
zung der Potenziale der ländlichen Räume für Wachs-
tums- und Beschäftigungsimpulse ist die Förderung einer
integrierten Entwicklung, die auch Gegenstand der zwei-
ten Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik ist. Ein wichti-
ges Umsetzungsinstrument ist ab 2007 der Europäische
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen
Raums (ELER; Verordnung (EG) Nr. 1698/2005). Ausge-
hend von strategischen Leitlinien der EU haben Bund und

Länder dazu einen „Nationalen Strategieplan für die Ent-
wicklung ländlicher Räume“ erarbeitet (vgl. Tabelle 1,
lfd. Nr. 85)

Die Umsetzung des Nationalen Strategieplans erfolgt
über Entwicklungsprogramme der Länder, die derzeit er-
arbeitet werden. Den inhaltlichen und finanziellen Kern
dieser Programme bilden die Maßnahmen der nationalen
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“.

111. Die Bundesregierung analysiert sorgfältig die mit
der Internationalisierung der Wohnungsmärkte verbunde-
nen sozialen, städtebaulichen und bauwirtschaftlichen
Auswirkungen. In diesem Zusammenhang wird auch die
Einführung von „Real Estate Investment Trusts“ (REITs)
diskutiert (vgl. Tz 91 und Tabelle 1, lfd. Nr. 69).

112. Die Städte werden in ihrer Funktion, Schrittmacher
für Innovationen und Impulsgeber für die regionale Ent-
wicklung zu sein, durch die Länder effektiv unterstützt
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 86). Mit umfangreichen Maßnah-
men bauen die Länder leistungs- und wachstumshem-
mende Vorschriften und Verwaltungspraktiken insbeson-
dere auch mit Blick auf kleine und mittlere Unternehmen
ab. Beispiele sind: Erleichterungen und Beschleunigungen
in Genehmigungs- und Planungsverfahren, Gründungsbe-
ratung und Erledigung von Gründungsformalitäten aus ei-
ner Hand, Gütezeichen für mittelstandsorientierte Kom-
munalverwaltungen (siehe dazu auch die Abschnitte 3.3.1
und 3.3.3). 

Die Forschungs-, Technologie- und Innovationsförde-
rung, die in einem hohen Maße den Städten zu Gute
kommt, hat schon jetzt einen hohen Stellenwert bei den
Ländern. Sie werden darüber hinaus die Mittel der euro-
päischen Strukturpolitik ab 2007 im Sinne der Lissabon-
Strategie verstärkt und landesweit für die Unterstützung
von Innovationsprozessen und der wissensbasierten Wirt-
schaft einsetzen. Davon werden in einem hohen Maße die
Städte profitieren. Ein hohes Maß an Urbanität begünstigt
das Umfeld für Innovationen. Zur Stärkung der Innen-
städte werden neben Maßnahmen des Stadtmarketings
Projekte gefördert, die in Kooperation von Stadt, Handel
und anderen Gruppen entwickelt werden, um die schwin-
dende Attraktivität in den Stadtzentren, Leerstände, Filia-
lisierung und Verkehrsprobleme zu lösen.

113. Voraussetzung dafür, dass die Städte ihre ökonomi-
schen Funktionen wahrnehmen können, sind die effizi-
ente Bereitstellung von Basisdienstleistungen der Da-
seinsvorsorge sowie die soziale Integration auch unter
den Bedingungen knapper Finanzmittel und rückläufiger
Bevölkerung. Intensive Anstrengungen wurden zur Si-
cherung der öffentlichen Daseinsvorsorge unternommen.
Das wird etwa beim Öffentlichen Personennahverkehr
deutlich. 

114. Bund und Länder haben eine Reihe von Program-
men und Fördermaßnahmen aufgelegt, die den Städten
helfen sollen, die Probleme des Strukturwandels und
sinkenden Bevölkerungszahlen zu bewältigen. Schwer-
punkte der Arbeit liegen neben der klassischen Städte-
bauförderung auch in den Projekten der Bundespro-
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gramme „Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau West“
sowie des Bund-Länder-Programms „Stadtteile mit be-
sonderem Entwicklungsbedarf – Die soziale Stadt“. 

3.3.7 Energiepolitik langfristig gestalten

115. Die Bundesregierung wird in der zweiten Jahres-
hälfte 2007 ein energiepolitisches Gesamtkonzept mit
einer Perspektive bis 2020 vorlegen. Dabei geht es auch
darum, den Marktteilnehmern eine längerfristige Orien-
tierung für ihre Investitionsentscheidungen zu geben (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 87). Im Rahmen der Vorbereitung die-
ses Konzepts wurde mit dem Energiegipfel Anfang April
2006 ein umfassender Diskussionsprozess gestartet. Ver-
treter der Energiewirtschaft, der industriellen und priva-
ten Verbraucher, der Gewerkschaften, der Forschung
sowie der Umweltverbände sollen in mehreren Spitzent-
reffen, unterstützt durch drei Arbeitsgruppen, Vorschläge
erarbeiten, die als Bausteine für das energiepolitische Ge-
samtkonzept dienen können.

116. Die Länder gestalten die Energiepolitik über den
Bundesrat, Ministerkonferenzen, verschiedene Bund-
Länder-Gremien und aktuell über die vom Energiegipfel
der Bundesregierung eingesetzten Arbeitsgruppen mit.
Die Länder spielen darüber hinaus auch durch den Geset-
zesvollzug und eigene landespolitische Instrumente eine
wichtige Rolle (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 88 und 89). Insbe-
sondere wirken sie durch folgende Maßnahmen mit:

– Entwicklung länderspezifischer Konzepte für die En-
ergieversorgung 

– Mitwirkung an der Regulierung der Strom- und Gas-
netze auf Länderebene durch die Landesregulierungs-
behörden zur Stärkung des Wettbewerbs auf den
Strom- und Gasmärkten 

– Programme und Beratung zur Energieeinsparung und
Energieeffizienz

– Programme für erneuerbare Energien und energietech-
nische Innovation und

– stringente Aufsicht über Kernkraftwerke im Vollzug
des Atomgesetzes zur Gewährleistung eines größt-
möglichen Sicherheitsniveaus.

3.4 Ökologische Innovationen als 
Wettbewerbsvorteil nutzen

117. Das Instrument des Emissionshandels schafft
grundsätzlich Voraussetzungen dafür, dass die notwendi-
gen CO2-Reduktionsziele im Bereich der Energiewirt-
schaft und der Industrie kosteneffizient erreicht werden.
Mit dem zweiten Nationalen Allokationsplan 2008 bis
2012 hat die Bundesregierung die Regelungen für den
Emissionshandel weiterentwickelt, um das CO2-Handel-
system ökologisch und ökonomisch effizienter auszuge-
stalten (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 90). Mit den festgelegten
Minderungszielen für den Ausstoß von Treibhausgasen
wird die Bundesregierung eine Einhaltung der deutschen
Klimaschutzverpflichtungen sicherstellen (21 Prozent-
Ziel). Auf Anlagenebene wird durch eine Differenzierung

der Erfüllungsfaktoren die Wettbewerbssituation der In-
dustrie auf den internationalen Märkten sowie der hohe
Anteil prozessbedingter Emissionen berücksichtigt.
Durch eine vierzehnjährige kostenlose Ausstattung von
Neuanlagen auf Basis anspruchsvoller Emissionswerte
(Benchmarks) schafft der NAP II darüber hinaus Investi-
tionsanreize für die Modernisierung des Kraftwerksparks
in Deutschland. Zudem wurde das Zuteilungssystem
transparenter und einfacher ausgestaltet. Dadurch wird
u. a. der Verwaltungsaufwand für die beteiligten Unter-
nehmen vermindert. In Partnerschaft mit der Wirtschaft
hat die Bundesregierung eine Initiative zur Umsetzung
von Maßnahmen nach den Projektmechanismen „Clean
Development Mechanism and Joint Implentation“ (CDM-
/JI) ergriffen. Ziele sind die kostengünstige Erreichung
der Klimaschutzziele auf Unternehmensebene, die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit und die Erschlie-
ßung von Auslandsmärkten für innovative Klimaschutz-
technologien durch Kooperationen (Memoranda of
Understanding) (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 91).

118. Die Umsetzung der EU-Gebäude-Energieeffizi-
enzrichtlinie befindet sich zurzeit im Gesetzgebungspro-
zess. Von 2007 an sollen Gebäudeenergieausweise über
die Energieeffizienz eines Gebäudes in Zukunft auch für
bestehende Gebäude ausgestellt werden, sofern sie ver-
kauft oder vermietet werden sollen. Durch die damit ge-
schaffene Transparenz können potentielle Käufer oder
Mieter den Energieverbrauch in ihren Entscheidungspro-
zess leichter einbeziehen. Energieeffizienz wird damit
durch Marktprozesse gefördert. Energieeffizienzmaßnah-
men tragen nicht nur zum Klimaschutz bei, sondern sen-
ken auch die Abhängigkeit von Energieimporten. Die
Bundesregierung hat das Fördervolumen für die energeti-
sche Gebäudesanierung aufgestockt und wird hierfür bis
2009 jährlich 1,4 Mrd. Euro zur Verfügung stellen (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 92 und 93).

119. Ein wesentlicher Teil des im Mai 2006 vorgestell-
ten Nationalen Innovationsprogramms im Bereich Was-
serstoff und Brennstoffzellen gehört zur im Jahre 2004 in-
itiierten Kraftstoffstrategie, die zum Ziel hat, alternative
Kraftstoffe und innovative Antriebstechnologien zu för-
dern (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 94). Im Forschungspro-
gramm Mobilität und Verkehr wird derzeit ein „Hybrid-
Aktionsplan“ umgesetzt. Ziel ist, gemeinsam mit der
Automobilindustrie die Entwicklung alltagstauglicher
Hybrid-Fahrzeuge zu forcieren. Verschiedene Projekte
zur Herstellung synthetischer Kraftstoffe aus Biomasse
(sogenannte Biokraftstoffe der 2. Generation wie BtL-
Kraftstoffe oder Ethanol aus Lignocellulose) werden der-
zeit vorbereitet, mit denen deren Herstellung im Pilotmaß-
stab erprobt sowie offene Fragen zu deren ökologischer
und ökonomischer Bewertung geklärt werden sollen.
Wichtige Antworten hierzu soll auch eine von der deut-
schen Energieagentur (dena) koordinierte Studie zur Reali-
sierung von großtechnischen Produktionsanlagen für syn-
thetische Kraftstoffe aus Biomasse in Deutschland liefern.

120. Der Absatz von Biokraftstoffen wird zurzeit über
Steuervergünstigungen gefördert. Zum 1. Januar 2007
wird als neues Förderinstrument eine Mindestquote ein-
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geführt. Über diese Quote hinausgehender Absatz von
reinen Biokraftstoffen wird in einem Übergangszeitraum
bis 2011 steuerlich gefördert werden (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 95 und 96). Die Förderung des Absatzes der traditio-
nellen Biokraftstoffe Biodiesel, Ethanol und Pflanzenöl
verringert nicht nur CO2-Emissionen sowie die Abhän-
gigkeit von Öl-Importen, sondern sichert auch Arbeits-
plätze im ländlichen Raum. Die derzeitige Absatzförde-
rung unterstützt außerdem die Forschungs- und
Innovationsanstrengungen im Bereich von Biokraftstof-
fen der 2. Generation, da dadurch bereits während der
Forschungsphase potentielle Absatzmärkte erschlossen
werden.

121. Wesentliches Instrument zur Förderung der Strom-
produktion aus erneuerbaren Energien ist das Erneuerbare
Energien-Gesetz (EEG), das verlässliche, degressiv ge-
staltete Vergütungssätze vorschreibt. Das EEG wird bis
2007 überprüft und ggf. novelliert werden, um die Förde-
rung erneuerbarer Energien so wirtschaftlich wie möglich
zu gestalten (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 97).

122. Im Wärmebereich wird das Marktanreizprogramm
für erneuerbare Energien fortgesetzt, mit dem Solarkol-
lektoren und moderne Holzheizungen durch Zuschüsse
gefördert werden. Mittlerweile ist die Wirtschaftlichkeit
der entsprechenden Technologien gestiegen, so dass die
Fördersätze gesenkt werden konnten (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 98).

123. Angesichts steigender Energienachfrage und
gleichzeitiger Notwendigkeit, die CO2-Emissionen zu
senken, werden die Bedeutung und damit der Markt für
erneuerbare Energien in der Strom- und Wärmeerzeu-
gung aber auch im Verkehrsbereich sowie für Energieeffi-
zienztechnologien weltweit größer werden. Um das in
Deutschland entstandene technische Know-How interna-
tional zu vermarkten, finanziert und koordiniert die Bun-
desregierung die „Exportinitiative Erneuerbare Ener-
gien“, die Beratungs- und Informationsmaßnahmen sowie
die Kontaktaufnahme mit ausländischen Unternehmen
zum Beispiel im Rahmen von Messen und Ausstellungen
fördert (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 99). Die Initiative wird auf
Energieeffizienztechnologien ausgeweitet.

4 Arbeitsmarkt auf neue Heraus-
forderungen ausrichten

4.1 Strukturreformen am Arbeitsmarkt 
effektiv gestalten

124. Die Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung ba-
siert auf dem Leitbild des aktivierenden Sozialstaats. In
Einklang mit der integrierten Leitlinie 19 zielt die deut-
sche Arbeitsmarktpolitik auf eine nachhaltige Integration
von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt. Das Job-AQTIV-
Gesetz (2002), der Zwei-Stufenplan der Bundesregierung
(2002), die drei ersten Gesetze für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt (2003 und 2004), das Gesetz zu
Reformen am Arbeitsmarkt (2004) sowie das Vierte Ge-
setz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(2005) haben die gesetzlichen Grundlagen für die aktivie-
rende Arbeitsmarktpolitik gelegt. Die neue Grundsiche-

rung für Arbeitssuchende soll insbesondere Langzeitar-
beitslosigkeit effektiver als bisher bekämpfen.

125. Die Entwicklung am Arbeitsmarkt wurde im Jahr
2005 durch die Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende (Zweites Buch Sozialgesetzbuch, SGB II)
beeinflusst. Die Folge war ein starker Anstieg der Ar-
beitslosenzahlen in den ersten Monaten des Jahres 2005,
der unter anderem daher rührte, dass bisher bei den Sozi-
alhilfeträgern nicht gemeldete erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige Arbeitslosengeld II beantragten. Daneben ging es in
dieser Phase darum, das System der Grundsicherung für
Arbeitsuchende aufzubauen, die Auszahlung des Arbeits-
losengeld II an die Betroffenen zu regeln und die notwen-
digen organisatorischen Veränderungen zu bewerkstelli-
gen. Mit der Integrationsarbeit und dem Einsatz der im
SGB II vorgesehenen Arbeitsmarktinstrumente konnte im
erforderlichen Umfang erst zeitversetzt begonnen wer-
den. Zunächst ging es darum, mit den Betroffenen ge-
meinsam Perspektiven zu entwickeln, mögliche Vermitt-
lungshemmnisse zu ergründen und Strategien für deren
Beseitigung zu erarbeiten. Erst danach rückten die Inte-
grationsbemühungen in den Vordergrund. Dennoch ist es
den Trägern der Grundsicherung für Arbeitssuchende ge-
lungen, im Jahr 2005 zügig Förderstrukturen aufzubauen.
Dies zeigt sich auch in der Entwicklung der Teilnehmer-
zahlen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, wobei zu-
nächst von dem Instrument der Arbeitsgelegenheiten
stark Gebrauch gemacht wurde (von 32 000 zusätzlichen
Arbeitsgelegenheiten im öffentlichen Interesse im Januar

Nationale Indikatoren im Rahmen der europäischen 
Beschäftigungsstrategie

Im Jahr 2005 wurden jahresdurchschnittlich 1,35 Mil-
lionen Personen arbeitsmarktpolitisch seitens des Bun-
des, der Bundesagentur für Arbeit und den Arbeitsge-
meinschaften gefördert. Dies entspricht in etwa dem
Teilnehmerbestand 2004 (1,38 Millionen Personen) vor
der Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige. Die weit
überwiegende Mehrzahl der Arbeitslosen erhält eine
frühzeitige aktive Unterstützung der Arbeitsverwaltung.
So beträgt die Nichterfüllungsquote (keine Maßnahme
im Rahmen eines konkreten Eingliederungsplans) ledig-
lich 2,7 Prozent bei den Jugendlichen (erfasster Zeit-
raum 7/2004 bis 6/2005) und 1,7 Prozent bei den Er-
wachsenen (erfasster Zeitraum 1/2004 bis 12/2004).
Betrachtet man lediglich die Inanspruchnahme einer ak-
tiven arbeitsmarktpolitischen Leistung im engeren
Sinne (ohne Profiling und Eingliederungsvereinbarung)
so beträgt die Nichterfüllungsquote 17,5 Prozent bei den
Jugendlichen und 12,8 Prozent bei den Erwachsenen.
Die Aktivierungsquote für langzeitarbeitslose Erwach-
sene betrug allerdings lediglich 12,8 Prozent im Jahr
2005 und liegt damit unter der EU-Zielsetzung von
25 Prozent bis zum Jahr 2010. Bei den langzeitarbeitslo-
sen Jugendlichen hingegen (sechs Monate arbeitslos)
übertrifft Deutschland mit 32,4 Prozent die EU-Zielvor-
gabe von 25 Prozent bereits jetzt deutlich.
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2005 auf einen Bestand von 305 000 geförderten Fällen
im Dezember 2005). Nunmehr gilt es die Breite der För-
dermöglichkeiten, die das Sozialgesetzbuch II bietet, bes-
ser als bisher zu nutzen. 

126. Alle 178 Agenturen für Arbeit wurden bis Ende
Oktober 2005 in sogenannte Kundenzentren umgebaut.
Damit wurde der im NRP 2005 genannte Zeitplan einge-
halten. Wesentliche Elemente der Kundenzentren sind die
Arbeitsteilung und die Vorverlagerung administrativer
Tätigkeiten. Anliegen werden möglichst schon im Ein-
gangbereich (Kundenportal) geklärt und Daten vollstän-
dig aufgenommen. Das „Kundenportal“ steuert die Kun-
denströme durch Terminierung nach einem garantierten
Zeitbudget. Damit verbunden ist eine deutliche Verbesse-
rung der Kundenbetreuung. Die Reorganisation steht in
vollem Einklang mit der integrierten Leitlinie 20.

Evaluierung der Arbeitsmarktreformen

127. Deutschland hat seine Arbeitsmarktreformen einer
wissenschaftlichen Evaluation durch unabhängige For-
schungsinstitute unterzogen. Ziel der wissenschaftlichen
Untersuchungen ist es vor allem, die Wirksamkeit der Re-
formen zu überprüfen. Dabei wird auch geschlechtsspezi-
fischen Aspekten Rechnung getragen. Die Bundesregie-
rung hat im Jahr 2005 einen ersten Bericht „Die
Wirksamkeit moderner Dienstleistungen am Arbeits-
markt“ vorgelegt, der Zwischenergebnisse präsentiert.
Ende dieses Jahres sollen belastbare Ergebnisse und Aus-
sagen zu den Wirkungen der Reformen in einem abschlie-
ßenden Bericht vorgelegt werden. Damit wird eine wich-
tige Grundlage gelegt, um im Jahr 2007 die aktive
Arbeitsmarktpolitik weiterentwickeln zu können.

128. Die Grundsicherung für Arbeitsuchende, die zum
Beginn des Jahres 2005 in Kraft getreten ist, wird unab-
hängig davon wissenschaftlich begleitet und auf ihre Wir-
kungen hin untersucht. Insbesondere werden sich die
wissenschaftlichen Untersuchungen mit der Frage aus-
einandersetzen, ob und inwieweit die unterschiedlichen
Träger, die das System umsetzen (Arbeitsgemeinschaften
und zugelassene kommunale Träger), mit Blick auf ihre
jeweilige Leistungsfähigkeit bei der Eingliederung der
Hilfebedürftigen erfolgreich sind. Ein Bericht hierzu soll
Bundestag und Bundesrat Ende 2008 vorgelegt werden.

129. Darüber hinaus werden zwei gesonderte For-
schungsprojekte zur Bewertung der SGB II-Umsetzung
aus gleichstellungspolitischer und migrantenspezifischer
Sicht durchgeführt. Umfassende Ergebnisse sollen eben-
falls bis zum Jahr 2008 vorliegen. 

4.2 Aktivierung und Prävention – effektive 
Eingliederung als Leitmotiv

130. Um eine wirksame Eingliederung der erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen in den Arbeitsmarkt sicherzustellen,
standen im Jahr 2005 rund 6,6 Mrd. Euro für die aktive
Arbeitsförderung im Eingliederungstitel des SGB II
(Grundsicherungssystem) zur Verfügung; für das Jahr
2006 sind für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
wiederum rund 6,5 Mrd. Euro in den Haushaltsplan ein-
gestellt. Hiervon hat der Haushaltsausschuss des Deut-

schen Bundestages 1,1 Mrd. Euro mit einer qualifizierten
Sperre belegt, die nur aufgehoben werden kann, wenn ein
spezifischer Mittelbedarf nachgewiesen wird.

131. Die Erfahrungen im Jahr 2005 haben gezeigt, dass
es erforderlich war, die Leistungsfähigkeit und Effizienz
des Systems der Grundsicherung für Arbeitsuchende zu
erhöhen. Deshalb hat die Bundesregierung verschiedene
Reformvorhaben umgesetzt (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 100
bis 102). Für unter 25-jährige wurde festgelegt, dass die
Übernahme der Kosten für eine eigene Wohnung nur
nach Zustimmung des örtlich zuständigen Trägers erfolgt.
Die Regelleistung für Arbeitslosengeld II in Ost und West
ist auf einheitlich 345 Euro pro Monat festgelegt (in den
neuen Bundesländern bisher 331 Euro).

132. Anpassungsbedarf gab es auch hinsichtlich der Be-
weislastumkehr bei eheähnlichen Lebensgemeinschaf-
ten, der Berücksichtigung von Vermögensfreibeträgen
und der Flexibilisierung der Sanktionsregelungen sowie
zu Sofortangeboten. Sofortangebote sollen künftig Perso-
nen erhalten, die während der letzten zwei Jahre keine
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende oder
nach dem SGB III (Versicherungssystem) erhalten haben.
Diese Regelungen werden mit dem Gesetz zur Fortent-
wicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende ange-
passt, welches am 1. August 2006 in Kraft getreten ist. 

4.3 Anpassungs- und Beschäftigungs-
fähigkeit am Arbeitsmarkt stärken

133. Die Anforderungen an die Flexibilität von Be-
schäftigten und Unternehmen wachsen. Die Bundesregie-
rung verfolgt das Ziel, Rahmenbedingungen zu gestalten,
die es ermöglichen, diesen Anforderungen entsprechen zu
können. Sie bekennt sich zur Erhaltung der Tarifautono-
mie. Gleichzeitig ist es das Ziel der Bundesregierung,
Flexibilität hinreichend durch Sicherheit zu ergänzen
(Flexicurity). Eine ausgewogene Balance beider Dimen-
sionen ist die beste Gewähr dafür, dass die erforderlichen
Anpassungsleistungen von Unternehmen und Beschäftig-
ten erbracht werden und gleichzeitig das Vertrauen in die
Verlässlichkeit von Leben und Arbeiten als Vorausset-
zung für die Akzeptanz von Veränderungen erhalten
bleibt. Den Tarifvertragsparteien kommt in diesem Zu-
sammenhang eine entscheidende Rolle zu.

134. Die Flexibilität am Arbeitsmarkt ist größer gewor-
den. Die Tarifvertragsparteien haben in den vergangenen
Jahren zunehmend gezeigt, dass dort, wo es für Unterneh-
men und Beschäftigte notwendig war, betriebsspezifische
Regelungen getroffen werden. Das hat sich auch in der
Tarifrunde 2006 gezeigt, wie die Tarifabschlüsse im Ein-
zelhandel, in der Metall- und Elektroindustrie sowie in
der Textil- und Bekleidungsindustrie zeigen. In diesen
Wirtschaftszweigen können die Betriebsparteien nun-
mehr innerhalb des durch den Tarifvertrag vorgegebenen
Rahmens festlegen, in welchem Maße vom Tarifvertrag
abgewichen werden kann, z.B. bei der Arbeitszeit, dem
Entgelt oder den Sonderzahlungen. Auch die Abkommen
zur Qualifizierung von Beschäftigten in der Metall- und
Elektroindustrie eröffnen andere und mehr betriebliche
Handlungsmöglichkeiten und sind damit kennzeichnend
für neue Wege einer modernen Tarifpolitik. 
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135. Das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Ar-
beitsverträge leistet einen effektiven Beitrag zu Beschäf-
tigungssicherung und –aufbau und zur besseren Verein-
barkeit von Beruf und Familie. Teilzeitarbeitsmodelle
sind mittlerweile fester Bestandteil der betrieblichen Ar-
beitswelt. Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten beträgt nach
dem Mikrozensus 2005 nunmehr 7,9 Millionen.

136. Ziel der Bundesregierung ist es, die Einstel-
lungschancen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern mit geringer Produktivität zu verbessern. Ansatz-
punkte hierfür sind zum einen die Stärkung von
Qualifizierungsangeboten sowie zum anderen die Neuge-
staltung der Rahmenbedingungen für niedrig entlohnte
Tätigkeiten. So soll mit dem für das Jahr 2006 bei der
Bundesagentur für Arbeit aufgelegten und 200 Mio. Euro
umfassenden Sonderprogramm „Weiterbildung Gering-
qualifizierter und beschäftigter Älterer in Unternehmen“
die Teilhabe von Geringqualifizierten und älteren Men-
schen am Arbeitsmarkt verbessert werden (siehe
Ziffer 152).

Die Bundesregierung will zudem den Niedriglohnbereich
neu gestalten. Geprüft werden soll die Einführung eines
Kombilohn-Modells, das sowohl die Aufnahme einfacher
Arbeiten durch eine ausgewogene Kombination aus Ar-
beitslohn und Sozialleistung lohnend macht, als auch
zusätzliche Arbeitsplätze für einfache Tätigkeiten ermög-
licht. Zur Vorbereitung eines innerhalb der Bundesregie-
rung abzustimmenden Konzepts wird vom Bundesminis-
ter für Arbeit und Soziales eine Arbeitsgruppe
eingerichtet. Diese Arbeitsgruppe soll bis zum Herbst
2006 Vorschläge für mehr Beschäftigung für gering quali-
fizierte Menschen erarbeiten. Es soll einerseits sicherge-
stellt werden, dass Löhne nicht in den Bereich der Sitten-
widrigkeit heruntergedrückt werden können, aber
andererseits Menschen mehr als bisher die Möglichkeit
auch zur Beschäftigung mit niedrigen Einkommen erhal-
ten. Die Arbeitsgruppe wird die Wechselwirkungen mit
dem Steuer- und Abgabensystem und einer verringerten
Beitragsbelastung bei Mini- und Midi-Jobs in die Analyse
ebenso einbeziehen wie die Themen Entsendegesetz und
Mindestlohn und die Auswirkungen der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 103). 

4.4 Moderne Zuwanderungspolitik – aktive 
Arbeitsmarktintegration

137. Parallel zur Integrationsförderung im sprachlichen
Bereich durch das Zuwanderungsgesetz wurde auch die
berufliche Integration von Migrantinnen und Migranten
neu konzipiert. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass
Personen mit Migrationshintergrund besonderer Bera-
tungs- und Informationsangebote bedürfen, um ihre Ein-
gliederung in das Regelsystem der Arbeitsförderung
überhaupt erst zu ermöglichen. Daher hat die Bundes-
regierung den Aufbau eines bundesweiten Informations-
und Beratungsnetzwerks (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 104) für
die berufliche Integration von Personen mit Migrations-
hintergrund (IQ – Integration durch Qualifizierung) ini-
tiiert. Ziel dieses aus EU-Mitteln kofinanzierten Projektes
ist es, möglichst viele an der Migrationsarbeit beteiligte
Einrichtungen zu vernetzen und Migrantinnen und Mi-
granten den Zugang zu den arbeitsmarktpolitischen Rege-

linstrumenten zu ermöglichen. Dies geschieht durch Opti-
mierung der Zielgruppenberatung, des Fall-Managements
in den Job-Centern und im berufsqualifizierenden Regel-
system. Dies schließt u.a. berufsbezogene Sprachförde-
rung, Angebote der Fort- und Weiterbildung bzw.
Nachqualifizierung und zielgruppenbezogene Kompe-
tenzfeststellungs- und Profilingsverfahren ebenso ein,
wie Existenzgründungsberatung. Weiterhin besteht eine
Verzahnung mit vorhandenen Förderangeboten, wie der
Migrationserstberatung und den Jugendmigrationsdiens-
ten, und eine enge Zusammenarbeit mit Betrieben, den
Organisationen des Handwerks, der Industrie und den
Gewerkschaften. Seit Mitte 2005 arbeiten diese Netz-
werke in sechs Regionen. Das Projekt wird durch die
Bundesagentur für Arbeit mit Unterstützung des Zentral-
verbands des Deutschen Handwerks und der Zentralstelle
für die Weiterbildung im Handwerk koordiniert und eva-
luiert. Mittelfristiges Ziel ist die Überführung in eine flä-
chendeckende und dauerhafte Struktur im Rahmen der
Arbeitsförderung.

138. Weiterhin zeigte die Erfahrung aus der Praxis, dass
vielfach Personen mit Migrationshintergrund nicht in aus-
reichendem Maße über berufsbezogene Sprachkenntnisse
für eine erfolgreiche berufliche Integration verfügen. Da-
her werden Jugendlichen und Erwachsenen mit Migra-
tionshintergrund, die Leistungen aus dem Versicherungs-
system (Sozialgesetzbuch III) beziehen, berufsbezogene
Sprachkurse angeboten. Die Kurse werden mit Mitteln
des Europäischen Sozialfonds kofinanziert. Ab 2007 wer-
den diese Kurse auch arbeitslosen Migrantinnen und Mi-
granten offen stehen, die Leistungen aus dem Grundsi-
cherungssystem (Sozialgesetzbuch II) beziehen. 

139. Im Koalitionsvertrag der Regierungsfraktionen
vom 11. November 2005 ist eine Evaluierung des Zuwan-
derungsgesetzes vereinbart worden. Dabei ist zu untersu-
chen, ob die mit dem Zuwanderungsgesetz verfolgten
Ziele, unter anderem im Bereich Arbeitsmigration, er-
reicht worden sind und ob gegebenenfalls Verbesserungs-
bedarf besteht. Die Bundesregierung hat den Evaluie-
rungsbericht Ende Juli 2006 vorgelegt. 

Aufgrund der gegenüber dem Zeitpunkt der Verabschie-
dung des Zuwanderungsgesetzes unveränderten Lage auf
dem Arbeitsmarkt sieht die Bundesregierung derzeit kei-
nen Bedarf für die Einführung eines Auswahlverfahrens
für Arbeitsmigranten. Es wird in Zukunft auch weiterhin
zu prüfen sein, ob es erforderlich ist, einen Rückgang der
Zahl der Erwerbspersonen durch die Möglichkeit der Ein-
reise nach einem Auswahlverfahren für Arbeitsmigranten
auszugleichen oder ob im Rahmen der bestehenden Rege-
lungen ausreichende Möglichkeiten der Zuwanderung für
die im deutschen Arbeitsmarkt benötigten Arbeitskräfte
bestehen. 

4.5 Lebenszyklusorientierter Ansatz – 
Arbeitsmarktpolitik demografiefest 
gestalten

140. Im Einklang mit der integrierten Leitlinie 18 ver-
folgt Deutschland einen lebenszyklusorientierten Ansatz
in der Beschäftigungspolitik. Die Vergrößerung des Ar-
beitskräfteangebots in allen Gruppen und eine den Ziel-
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gruppen angemessene Unterstützung, dort wo notwendig,
sind schon angesichts des erwarteten Rückgangs der Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter erforderlich. 

4.5.1 Junge Menschen in den Arbeitsmarkt 
integrieren

141. Die Bundesregierung hat die Anstrengungen zur
Integration junger Menschen in den Ausbildungs- und
Arbeitsmarkt intensiviert und weiterentwickelt. Im euro-
päischen Vergleich liegt die Arbeitslosigkeit Jugendlicher
in Deutschland unter dem Durchschnitt. So betrug die
jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote junger Men-
schen unter 25 Jahren nach der ILO-Methode (ILO: Inter-
national Labour Organisation) im Jahr 2005 15 Prozent.
Der Durchschnitt der EU25-Länder lag hingegen bei
18,5 Prozent.

Im Zuge der Umsetzung des Europäischen Paktes für die
Jugend wurden die Querverbindungen zwischen den poli-
tischen Maßnahmen in Bezug auf allgemeine und berufli-
che Bildung, Beschäftigung, soziale Eingliederung und
Mobilität gestärkt. Junge Menschen und Jugendorganisa-
tionen werden bei der Umsetzung des Europäischen Pak-
tes für die Jugend in vielfältiger Weise einbezogen.

142. Die Bundesregierung verfolgt mit vielfältigen
Maßnahmen das Ziel, dass kein Jugendlicher in Zukunft
länger als drei Monate arbeitslos sein soll und geht damit
über die vom Europäischen Rat im März 2006 formulierte
europäische Vorgabe hinaus. Zur Verstärkung der Ver-
mittlungsaktivitäten führt die Bundesagentur für Arbeit
neue Handlungsprogramme ein, die den Vermittlungs-
und Beratungsprozess optimieren sollen. Für die Integra-
tion junger Menschen wurden 2005 über 5,1 Mrd. Euro
ausgegeben. So konnten jahresdurchschnittlich rund
626 000 Jugendliche unterstützt werden.

Mittlerweile sind Erfolge der in der Grundsicherung für
Arbeitsuchende vorgesehenen unverzüglichen Vermitt-
lung in Arbeit, Ausbildung oder Arbeitsgelegenheit für
erwerbsfähige hilfebedürftige junge Menschen erkennbar.
So erhalten erwerbsfähige Hilfebedürftige einen persönli-
chen Ansprechpartner, der intensive Betreuung bei der In-
tegration in Ausbildung oder Beschäftigung und umfas-
sende Hilfen einschließlich der Wohnungssuche, der
Schuldner- und der Suchtberatung bietet. Der Betreu-
ungsschlüssel von 1:75 (ein Betreuer für 75 Jugendliche)
ist in den Arbeitsgemeinschaften größtenteils sicher ge-
stellt. 

143. Nach dem Grundsatz des „Förderns und Forderns“
steht dieser intensiven Betreuung eine Pflicht der jungen
Menschen gegenüber, die in einer Eingliederungsverein-
barung verabredeten Eigenbemühungen auch einzuhal-
ten. Die Förderung ist im neuen System auf einem guten
Weg. Rund 93 800 Jugendliche profitieren derzeit von
ihr. Dabei kommt neben den Arbeitsgelegenheiten der
Förderung der beruflichen Weiterbildung die größte Be-
deutung zu. Zu bedenken ist jedoch, dass das gesamte
Fördervolumen noch nicht abgebildet wird, da für die
ausbildungsfördernden Maßnahmen noch keine Daten
vorliegen.

144. Mit dem „Nationalen Pakt für Ausbildung und
Fachkräftenachwuchs“ stellen Bundesregierung und
Wirtschaft gemeinsam sicher, dass auch in Zukunft in
Deutschland im dualen System bedarfsgerecht und pra-
xisgerecht ausgebildet wird. Die Paktverpflichtungen hat
die Wirtschaft in den Jahren 2004 und 2005 erfolgreich
erfüllt – es wurden mehr Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung gestellt. Der zunächst bis 2007 befristete Ausbil-
dungspakt wird daher weiterentwickelt und um drei Jahre
verlängert (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 34).

Das neue Instrument der Einstiegsqualifizierungen (EQJ),
das die Paktpartner geschaffen haben, hat sich bewährt:
Im laufenden Berichtsjahr wurden den Agenturen für Ar-
beit bereits 42 000 Plätze gemeldet; davon haben rund
30 000 Einstiegsqualifizierungen bereits begonnen. Das
ist deutlich mehr als die von der Bundesregierung ange-
strebte Zielmarke von 25 000. 56,5 Prozent der Teil-
nehmer, die 2004 an einer Einstiegsqualifizierung teil-
genommen haben, absolvieren seit Oktober 2005 eine
betriebliche Ausbildung; bei der Kontrollgruppe sind es
nur 18 Prozent. 29,5 Prozent der zuvor nicht ausbilden-
den Betriebe sind zu Ausbildungsbetrieben geworden
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 105).

In einem bundesweiten Modellprogramm werden „Kom-
petenzagenturen“ aufgebaut, die als fachlich anerkannte
Dienstleister der Schulsozialarbeit eine zentrale Vermitt-
lungs- und Lotsenfunktion zur beruflichen und sozialen
Integration besonders benachteiligter Jugendlicher an so-
zialen Brennpunkten und in strukturschwachen ländli-
chen Regionen einnehmen. Mit Jugendlichen, die durch
schon bestehende Angebote schwer oder nicht zu errei-
chen sind, werden individuelle Entwicklungspläne erar-
beitet, um eine passgenaue soziale und berufliche Integra-
tion unter Einbeziehung des familiären und sozialen
Umfelds zu ermöglichen (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 106).

4.5.2 Erwerbsbeteiligung von Frauen fördern
145. Während die Erwerbstätigenquote der Männer in
Deutschland in der Tendenz seit Jahren rückläufig ist,
legte die Erwerbstätigenquote der Frauen auch im Jahr
2005 erneut zu. Mit einer Erwerbstätigenquote von
59,6 Prozent (Männer: 71,2 Prozent) hat Deutschland die
in der Lissabon-Strategie für 2010 festgelegte Zielmarke
für die Frauenerwerbstätigenquote von mindestens
60 Prozent nahezu erreicht. 

Nach dem Recht der Arbeitsförderung sollen Frauen min-
destens entsprechend ihrem Anteil an der Arbeitslosigkeit
mit Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik gefördert
werden. Die Bundesagentur für Arbeit, der die Umset-
zung des Rechts der Arbeitsförderung obliegt, hat diesen
gesetzlichen Auftrag in den vergangenen Jahren stets er-
füllt. Laut ihrem Bericht über die Entwicklung der Chan-
cengleichheit von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt
von Juni 2005 betrug in den Jahren 2003 und 2004 der
Anteil der Frauen an den geförderten Maßnahmeteilneh-
merinnen und -teilnehmern bundesweit jeweils über
41 Prozent (Zielförderquote 2003: 40,8 Prozent; 2004:
40,7 Prozent). Bei der beruflichen Weiterbildung waren
Frauen überproportional beteiligt. 2003 betrug ihr Anteil
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50,9 Prozent, 2004 und 2005 sogar jeweils 52,2 Prozent.
Die berufliche Weiterbildung ist nach wie vor ein wichti-
ges Instrument der Arbeitsmarktpolitik zur beruflichen
Eingliederung von Frauen, insbesondere von Berufsrück-
kehrerinnen. 

146. Die zwischen Bundesregierung und Spitzenver-
bänden der Wirtschaft geschlossene Vereinbarung zur
Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern in der Privatwirtschaft trägt dazu bei, dass Frauen
bessere berufliche Chancen und Entwicklungsperspekti-
ven eröffnet werden. Eine zweite Bilanz dieser Vereinba-
rung mit dem Schwerpunkt „Frauen in Führungspositio-
nen“ wurde im Februar 2006 vorgelegt. Der Erhöhung
der Zahl von Frauen in Führungspositionen dient auch
das mit Bundesmitteln geförderte Informationsportal
www.frauenmachenkarriere.de. Mit Maßnahmen wie der
bundesweiten Agentur für Gründerinnen wird das berufli-
che und unternehmerische Potenzial von Frauen gezielter
als bisher erschlossen und für die wirtschaftliche Ent-
wicklung nutzbar gemacht (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 107 bis
109).

4.5.3 Beschäftigung Älterer fördern

147. Die Erhöhung der Beschäftigungsquote älterer Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist und bleibt ein we-
sentliches Ziel der Bundesregierung. Die Erwerbstätigen-
quote der über 55-jährigen liegt mit 45,4 Prozent im Jahr
2005 noch unter der EU-Zielvorgabe von 50 Prozent für
das Jahr 2010, ist aber in den zurückliegenden Jahren
deutlich angestiegen (2000: 37,5 Prozent). Zudem ist die
Arbeitslosigkeit Älterer (registrierte Arbeitslose zwischen
55 und 64 Jahren) gesunken. Während im Jahresdurch-
schnitt 2000 noch 842 000 ältere Arbeitslose registriert
waren, sank ihre Zahl bis zum Jahr 2005 auf 580 000. Im
Juni 2006 waren 566 000 Ältere über 55 Jahren arbeitslos
gemeldet. Dies sind 18 000 weniger als ein Jahr zuvor.
Die Tendenz geht damit sowohl bei der Erwerbstätigen-
quote wie auch bei der Arbeitslosenquote Älterer in die
richtige Richtung. Dieser Prozess wird durch die Ent-
scheidung der Bundesregierung, das Renteneintrittsalter
ab 2012 sukzessive auf 67 Jahre zu erhöhen, unterstützt.
Zudem hat die Bundesregierung mit der Rückführung der
Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes für Neufälle ab
1. Februar 2006 auf grundsätzlich bis zu 12 Monate und
für Arbeitnehmer ab 55 Jahre auf bis zu höchstens
18 Monate einen weiteren Fehlanreiz zur Frühverrentung
abgebaut.

Diese positiven Entwicklungen dürften auch Folge der
umfangreichen Arbeitsmarktreformen sein, die unter an-
deren die Aktivierung älterer Arbeitsloser zum Schwer-
punkt haben. Mit den so genannten Hartz-Gesetzen
wurde eine Reihe arbeitsmarktpolitischer Instrumente zur
Förderung der Beschäftigungsfähigkeit Älterer einge-
führt. Diese Instrumente werden im Zuge der vom Deut-
schen Bundestag in Auftrag gegebenen Evaluation der
Hartz-Reformen derzeit auf ihre Effektivität geprüft und
sollen im Rahmen einer „Initiative 50plus“ gebündelt und
effizienter ausgestaltet werden. Die Bundesregierung
wird entsprechend der Koalitionsvereinbarung, die Be-

schäftigungssituation älterer Menschen in Deutschland
nachhaltig zu verbessern, Eckpunkte für eine „Initiative
50plus“ beschließen. Sie wird diese Eckpunkte der Euro-
päischen Kommission zusammen mit diesem Umset-
zungs- und Fortschrittsbericht übermitteln.

148. Neben den arbeitsmarktpolitischen Instrumenten
gilt es, die arbeitsrechtlichen Möglichkeiten zur Einstel-
lung Älterer stärker zu nutzen. Das Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz enthält eine Vorschrift, die befristete Arbeits-
verhältnisse mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
ab dem 52. Lebensjahr erleichtert. Die ursprünglich bis
Ende 2006 geltende Befristungsregelung ab dem 52. Le-
bensjahr wird entfristet und europarechtskonform gestal-
tet, so dass Anreize für die Unternehmen zur Einstellung
Älterer gesetzt werden (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 110).

149. Das Bundesprogramm „Perspektive 50 Plus- Be-
schäftigungspakte für Ältere in den Regionen“ soll der
Umsetzung der im Koalitionsvertrag vom 11. November
2005 vereinbarten Impulse für mehr Beschäftigung von
älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern dienen.
Das Programm soll bis Ende 2007 befristet werden (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 111).

Bundesweit werden 62 Regionalprojekte zur beruflichen
Wiedereingliederung älterer Langzeitarbeitsloser ab
50 Jahren gefördert. Die Ansätze der Regionalprojekte
sind vielfältig: Manche Projekte verfolgen eine innova-
tive Kernidee oder sind besonders engagiert in der Sensi-
bilisierung von Unternehmen. Andere kombinieren be-
kannte Instrumente auf neue Art oder erproben innovative
Instrumente. 

150. Darüber hinaus fördert die Bundesregierung seit
Juli 2005 über das Bundesprogramm „30 000 Zusatzjobs
für Ältere ab 58 Jahren“ bis zu 30 000 Arbeitsgelegenhei-
ten mit Mehraufwandsentschädigung (Zusatzjobs) mit ei-
ner bis zu dreijährigen Dauer für ältere Langzeitarbeits-
lose. Ende 2005 wurden 10 500 ältere Langzeitarbeitslose
gefördert. Bewilligungen können bis zum 31. Dezember
2006 ausgesprochen werden. Damit werden Förderungen
bis Ende 2009 möglich (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 112). Die
Länder haben eigenständige Programme zur Eingliede-
rung von Arbeitslosen mit beruflichen Einschränkungen
aufgelegt.

151. Die „Initiative Neue Qualität der Arbeit“ (INQA)
legt aktuell einen Schwerpunkt auf die Bewältigung der
Herausforderungen des demografischen Wandels. Quali-
fizierung und Gesundheit sind wesentliche Voraussetzun-
gen für die Fähigkeit und Bereitschaft älterer Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, berufstätig zu bleiben. Hier
bietet INQA Hilfen für die unternehmerische Praxis. Ge-
rade in Ostdeutschland gibt es gute Beispiele für Unter-
nehmen, die ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
beschäftigen.

152. Mit dem für das Jahr 2006 bei der Bundesagentur
für Arbeit aufgelegten und 200 Mio. Euro umfassenden
Sonderprogramm „Weiterbildung Geringqualifizierter
und beschäftigter Älterer in Unternehmen“ soll die Teil-
habe von Geringqualifizierten und älteren Menschen am
Arbeitsmarkt verbessert werden. Auf Basis der bestehen-
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den Arbeitsförderinstrumente werden geringqualifizierte
und ältere Arbeitslose ab dem 50. Lebensjahr unterstützt,
deren Aussichten auf Arbeit durch mehrere Vermittlungs-
hemmnisse beeinträchtigt sind. Neben dem Erreichen von
Integrationsfortschritten soll das Programm auch zur
Anschubfinanzierung für die Weiterbildung geringquali-
fizierter und älterer Beschäftigter vor allem in kleinen
und mittleren Unternehmen dienen und somit Impulse zur
Verbesserung des Qualifikationsniveaus geben. Mit den
zur Verfügung stehenden Finanzmitteln von 200 Mio.
Euro können nach Berechnungen der Bundesagentur für
Arbeit voraussichtlich 50 000 Personen gefördert werden
(vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 112 und 113).

4.6 Neuordnung der Förderung von Existenz-
gründungen aus Arbeitslosigkeit

153. Die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit ist
für Arbeitslose eine Erfolg versprechende Option für eine
Integration in den Arbeitsmarkt. Empirische Evaluations-
studien belegen, dass die Überlebensquoten von geförder-
ten Gründungen hoch und die Rückfallquote in Arbeitslo-
sigkeit niedrig ist.

154. Um die Förderung weiter zu optimieren, wurden
zum 1. August 2006 das Überbrückungsgeld und der
Existenzgründungszuschuss durch ein neues Instrument,
den Gründungszuschuss, ersetzt (vgl. Tabelle 1, lfd.
Nr. 114). Mit der Konzentration auf ein Instrument wer-
den die Transparenz und Übersichtlichkeit für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer erhöht, die Arbeitsverwal-
tung entlastet und die Effizienz der Gründungsförderung
aus Arbeitslosigkeit verbessert. Ziel der Neuregelung ist
es, die positiven Erfahrungen des Existenzgründungszu-
schusses für bestimmte Personengruppen (z. B. Frauen)
mit den langjährigen hohen Integrationserfolgen des
Überbrückungsgeldes zu vereinen. 

155. Der Gründungszuschuss dient der Sicherung des
Lebensunterhalts und der sozialen Absicherung der Grün-
derinnen und Gründer in der ersten Phase nach der Grün-
dung. Zur Steigerung der Erfolgsaussichten einer geför-
derten Gründung werden weitere Kriterien für eine
Förderung eingeführt. Neben der Überprüfung der Trag-
fähigkeit des Gründungsvorhabens werden die Kennt-
nisse und Fähigkeiten der Gründerinnen und Gründer
stärker berücksichtigt. Weitere Ausgestaltungsmerkmale
sollen die Effizienz der Förderung erhöhen und Anreize
setzen, sich möglichst früh mit der Option einer selbst-
ständigen Existenzgründung zu befassen. 

4.7 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
verbessern

4.7.1 Rahmenbedingungen für Väter und 
Mütter verbessern 

156. Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur
Einführung des Elterngeldes beschlossen. Das Elterngeld
ersetzt das bisherige Erziehungsgeld und hat das Ziel, Fa-
milien in den ersten 14 Lebensmonaten des Kindes bei
der Sicherung ihrer Lebensgrundlage zu unterstützen. Es
fördert die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und

Männern in Beruf und Familie. Ein Elternteil kann höchs-
tens 12 Monate Elterngeld beziehen, zwei weitere Mo-
nate stehen dem anderen Elternteil zu. Ausnahmen beste-
hen z.B. für allein Erziehende. Das Elterngeld erleichtert
allen – hoch qualifizierten Frauen und Männern ebenso
wie Geringverdienern – die Entscheidung für ein Leben
mit Kindern (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 115).

157. Familien sollen im Alltag auf eine Vielzahl unter-
stützender Dienstleistungen zurückgreifen können, die ih-
nen die Balance von Familie und Arbeitswelt erleichtern.
Das schafft Arbeitsplätze und hilft ihnen, Zeit für die Fa-
milie zu gewinnen. Deshalb hat die Bundesregierung die
steuerliche Absetzbarkeit von privaten Aufwendungen
für Kinderbetreuungskosten und haushaltsnahe Dienst-
leistungen ab 2006 verbessert (vgl. Tz 99 und Tabelle 1,
lfd. Nr. 80). Das ist eine wichtige Voraussetzung, damit
sich ein transparenter und legaler Markt entwickelt. Eine
solche Drehscheibe für Dienstleistungen auf lokaler
Ebene kann in Mehrgenerationenhäusern entstehen. Bis
2010 soll es in jedem Landkreis und jeder kreisfreien
Stadt ein Mehrgenerationenhaus geben, insgesamt 439.
Die Mehrgenerationenhäuser schaffen neue Strukturen
für das aktive Miteinander aller Generationen und unter-
stützen unternehmerische, aber auch private und freiwil-
lige Aktivitäten, die der Verbesserung der Vereinbarkeit
von Beruf und Familie dienen. Die ersten Mehrgeneratio-
nenhäuser werden bereits im Herbst 2006 starten (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 116).

4.7.2 Kindertagesbetreuung ausbauen und 
erleichtern

158. Die Bundesregierung wird die Länder auch weiter-
hin beim qualitätsorientierten und bedarfsgerechten Aus-
bau der Kindertagesbetreuung unterstützen. Dies ist ein
wichtiger Beitrag für die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, den Wiedereinstieg in das Berufsleben nach der
Elternzeit und eine gute und individuelle Förderung der
Kinder. Hierzu ist es notwendig, eine breite Palette an un-
terschiedlichen Angeboten bereitzustellen. Neben der
Förderung von Kindertagesstätten bedeutet das auch, die
Kindertagespflege und die betrieblich unterstützte Kin-
derbetreuung auszubauen.

159. Im Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) ist der
Ausbau der Betreuungsangebote für Kinder unter drei
Jahren gesetzlich festgelegt. Bis zum Jahr 2010 sollen
230 000 zusätzliche Plätze entstehen. Das TAG verpflich-
tet die Kommunen, bis 2010 ein bedarfsgerechtes Betreu-
ungsangebot für Kinder unter drei Jahren herzustellen.
Der Bund trägt dafür Sorge, dass die hierfür erforderli-
chen Mittel in Höhe von jährlich 1,5 Mrd. Euro real ver-
fügbar sind (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 117). 

Die Bundesregierung legt dem Bundestag jährlich einen
Bericht über die Fortschritte beim quantitativen Ausbau
der Kindertagesbetreuung vor. Der erste am 12. Juli 2006
beschlossene Bericht zeigt, dass sich das Betreuungs-
angebot für Kinder unter drei Jahren in Westdeutschland
seit 2002 verdoppelt hat. Sollte sich bis 2008 herausstel-
len, dass mehr als 10 Prozent der Gemeinden es bis 2010
nicht schaffen, genügend Plätze zur Verfügung zu stellen,
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wird die Bundesregierung den Rechtsanspruch auf einen
Kindergartenplatz, der derzeit für Kinder ab drei Jahren
besteht, auf Kinder ab zwei Jahren ausweiten. Die Forde-
rung nach zeitnaher Verankerung eines Rechtsanspruchs
perspektivisch für alle Kinder bis zur Einschulung ist an-
gesichts der real bestehenden Versorgungsmängel ver-
früht. Erst wenn sich abschätzen lässt, wie die Ausbau-
phase umgesetzt wird, wird die Bundesregierung eine
Neubewertung vornehmen. 

160. Die Qualitätsinitiative der Länder, in eigener Zu-
ständigkeit Bildungs- und Erziehungspläne für die päda-
gogische Praxis zu entwickeln und vorzulegen, unter-
stützt die Bundesregierung durch Modellversuche,
Evaluationsmaßnahmen, Konsultationen mit wichtigen
Partnern, inhaltliche Impulse, Gutachten und den Kinder-
und Jugendbericht. Darüber hinaus folgt die Bundesregie-
rung den Vorschlägen des Forums Bildung, wonach ein
wichtiger Beitrag zur Qualitätssicherung und -steigerung
im Ausbau der Unterstützungssysteme für das pädagogi-
sche Personal besteht. Ein dichtes Netz an Beratung und
Weiterbildungsangeboten wird zudem den notwendigen
Transfer von wissenschaftlichen Erkenntnissen in die
Praxis ermöglichen. Mit Blick auf die notwendige Quali-
tätsverbesserung und die Stärkung des Bildungsauftrages
in Kindertageseinrichtungen gewinnt die kontinuierliche
Fort- und Weiterbildung einen immer höheren Stellen-
wert. Die Bundesregierung unterstützt dies unter anderem
durch Modellprojekte und Forschungsvorhaben (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 118).

4.7.3 Familienfreundliche Personalpolitik 
stärken

161. Das im Januar 2006 gestartete Unternehmenspro-
gramm „Erfolgsfaktor Familie. Unternehmen gewinnen“
setzt die weit verbreitete Aufgeschlossenheit gegenüber
dem Thema Familienfreundlichkeit in die Alltagspraxis
möglichst vieler Unternehmen um. Ziel ist es, deutlich
mehr Unternehmer, Manager und Personalverantwortli-
che zu überzeugen, familienfreundliche Personalpolitik
als strategisches Managementinstrument in der Unterneh-

mensführung zu nutzen und Familienfreundlichkeit zu ei-
nem Markenzeichen der deutschen Wirtschaft zu machen.
Als Instrumente werden u.a. verschiedene Leitfäden vor-
bereitet: ein Leitfaden speziell für Unternehmensleitun-
gen und Arbeitnehmervertretungen, der ihnen neben den
Chancen auch konkrete Instrumente einer familienbe-
wussten Personalpolitik aufzeigt; ein Leitfaden zur be-
trieblich unterstützten Kinderbetreuung, der konkrete
Businesspläne für betriebliche Kinderbetreuung in Unter-
nehmen aller Größen und Branchen enthält und ein Leit-
faden zum Wiedereinstieg in den Beruf nach familienbe-
dingter Auszeit mit praxisnahen Handlungshilfen (vgl.
Tabelle 1, lfd. Nr. 119). 

Am 5. Juli 2006 ist das Unternehmensnetzwerk gestartet,
das als Informations- und Kooperationsbörse den Aus-
tausch unter familienfreundlichen und an Familienfreund-
lichkeit interessierten Unternehmen unterstützt. Ziel ist,
binnen Jahresfrist 1 000 Unternehmen für das Netzwerk
zu gewinnen, die in ihrem Umfeld als Motor für Fami-
lienfreundlichkeit wirken.

4.7.4 Initiative Lokale Bündnisse für Familie
162. In der „Initiative Lokale Bündnisse für Familie“
schließen sich verschiedener Partner aus Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft zusammen. Die Lokalen Bünd-
nisse engagieren sich vor Ort für mehr Familienfreund-
lichkeit. Auch in Zukunft wird die Initiative ausgebaut
und weiterentwickelt. Handlungsschwerpunkt der Loka-
len Bündnisse für Familie sind Projekte zur Verbesserung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dazu gehören
die Prüfung der Familienfreundlichkeit für Unternehmen,
die Erstellung von Praxisleitfäden für Unternehmen, zur
Konzeption und Durchführung von Ferienbetreuung, Bera-
tungs- und Fortbildungsmaßnahmen, die Einführung fami-
lienfreundlicher Öffnungszeiten. Wichtige Themen für die
Lokalen Bündnisse sind die Flexibilisierung von Betreu-
ungszeiten und -formen und die Ausweitung von Angebo-
ten insbesondere zur Betreuung der unter Dreijährigen, in
der „Notfallbetreuung“ oder der betrieblich unterstützten
Kinderbetreuung (vgl. Tabelle 1, lfd. Nr. 120).
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Tabelle 2

Strukturindikatoren für Deutschland im Jahr 2005

Ziel 

2010
DE EU 25 EU 15 

BIP pro Kopf 
(KKS, EU 25 = 100) 

 109.7 100.0 108.4 

Arbeitsproduktivität je Beschäftigten 
(KKS, EU 25 = 100) 

 101.6 100.0 106.1 

Beschäftigungsquote – insgesamt 

(%)
70.0 65.4 63.8 65.2 

Beschäftigungsquote – weibliche Bevölkerung 

(%)
60.0 59.6 56.3 57.4 

Beschäftigungsquote älterer Erwerbstätiger 

(%)
50.0 45.4 42.5 44.1 

Bildungsstand der Jugendlichen (20-24) 

(% mit min. Sekundarstufe-II-Abschluss) 
 71.0 76.9 74.1 

Bruttoinlandsausgaben für FuE * 
(% des BIP) 

3.0 2.49 1.86 1.92 

Unternehmensinvestitionen* 
(% des BIP) 

 16.0 17.1 17.1 

Vergleichende  Preisniveaus 
(EU 25 = 100) 

 104.1 100 103.7 

Armutsgefährdungsquote* 

(%)
 16 16 17 

Langzeitarbeitslosenquote

(%)
 5.0 3.9 3.3 

Streuung der regionalen Beschäftigungsquoten*  6.2 12.2 11.1 

Gesamtemissionen von Treibhausgasen° 
(Basisjahr 1990/1995 = 100) 

79 81.5 92.0 98.3 

Energieintensität der Wirtschaft*  158.80 204.89 187.48 

Güterverkehrsvolumen*  107.5 104.7 105.3 

Quelle: Eurostat,  

* 2004, ° 2003 
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